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I. 

§ 1. Oceupatlon. — Protektorat. — Cession. 

Seitdem das englische Reich bezüglich seiner ausser- 
enropäischen Gebietserwerbungen mehr und mehr aus seiner 
herrschenden Stellung verdrängt worden ist und in andern 
Staaten erfolgreiche Rivalen erhalten hat, insbesondere seitdom 
auch Deutschland durch Ausdehnung seines Herrschaftsbereichs 
auf überseeische Landgebiete in die Reihe der Kolonialmächte 
eingetreten ist, hat sich für dio Rechtslehre oino Anzahl neuer 
Fragen erschlossen. Diese sind zum Teil staatsrechtlicher 
Natur und haben die Rechtslage innerhalb der erworbenen 
Gebioto und deren Verhältnis zum Mutterland zum Gegen- 
stand, und zum andern Teil beanspruchen sie völkerrechtliches 
Interesse, insofern durch die Erwerbung der Territorialgewalt, 
also durch die Ausdehnung der Staatsgewalt auf neue Ge- 
biete, Beziehungen völkerrechtlicher Rechtssubjekte berührt 
werden. 

Boi der Mannigfaltigkeit der Kolonisationsarton der 
einzelnen Staaten und der verschiedenen Bedeutung, welche 
von ihnen dem Erwerb überseeischer Landgebiete beigemessen 
wird, sind dio juristischen Formen, innerhalb deren sich der 
Akt der Kolonisation vollzieht, naturgemäss verschiedenartig. 1 ) 

1) Vgl. Boghitchövitch S. 182. — Lcroy-Beaulieu : Colonisatiou 
chez les peuples modernes. 
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Allen kolonisatorischen Betätigungen dürfte aber das gemein- 
sam soin, dass sie endgültig die Verstaatlichung bisher un- 
staatlichen Gebietes bezwecken, und dass durch diesen 
schwierigen völkerrechtlichen Vorgang dor Verstaatlichung 
Uebergangsstadien und Zwischenformen geschaffen werden, 
die erst die sorgfältig den Ereignissen folgendo sociologiscbe 
Beobachtung in bestimmtere Formen zu bringen vormag. Wio 
in der Wirklichkeit des Völkerlebens ist hierauch die Termino- 
logie noch im Werden und Wachsen begriffen, und die den 
realen Vorgängen zugewandto Jurisprudenz kommt nur einer 
ihrer pflichtmässigen Aufgaben nach, wonu sio den zeitge- 
nössischen Vorgängen gewissenhaft folgt und auch an diesen 
die juristische Kunst des Messens und Wägens zur Geltung 
zu, bringen sucht. 

Als die heute allgemein anerkannten Kechtstitol, auf 
welche die kolonisierenden Staaten ihre Gobietser Werbungen 
in den aussereuropäischen, nicht civilisierten Ländern grün- 
den, sind die Occupation und die Uebornaluno von Protekto- 
raten von der Berliner Congoconferenz 1885 als die ge- 
eigneten Mittel bezeichnet, afrikanischen Besitz zu erwerben, 
und in Kapitel VI dieser Akte sind die — weiterhin citierten 
— wesentlichen Bedingungen normiert, welche zu erfüllen 
sind, damit künftige Besitzergroifungshandlungen an der Küste 
des afrikanischen Kontinents als effective betrachtet werden. 
Diese Grundsätze der Congoconferenz sind zwar von den 
Siguatarmächten nur für zukünftige Besitzergreifungen in 
Ansehung des afrikanischen Festlandes vereinbart, aber seit- 
dem auch sonst angewendet worden, 1 ) und sie haben, da sio 

1 1 So zeigte Deutschland im Februar 1 886 die Erwerbung der 
Marschallinseln den übrigen Staaten au. — Frankreich machte llit- 
eilung von der Protektoiatsübernahine von Madagascar: M. de 
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,, vermöge ihrer inneren Zweckmässigkeit auf Ausgestaltung 
und Befestigung des internationalen Occupationsrechts einen 
auch überdas ursprüngliche Anwendungsgebiet hinausreichenden 
Einfluss üben“, 1 ) überall Anerkennung gefunden. — 

Innerhalb des Occupationsbegriffes sind die friedliche und 
die kriegerische Occupation (occupatio bellica) zu unter- 
scheiden.*) Hier kommt nur das Wesen dor orsteren in Be- 
tracht. Dasselbe ist zu finden in dem völkerrchtlichen Erwerb 
der Gebietshoheit durch anerkannte Staaten auf bisher staaten- 
losem Gebiet. Eür die völkerrechtliche Wirksamkeit der 
Occupation, durch die das Gebiot der Souvoränetät des occu- 
pierenden Staates unterstellt wird, sind durch dio Berliner 
Congoaktc 1885 die Grundsätze der Fublicitiit und Effcctivität 
aufgestellt worden. Jin Artikel 34 heisst es daselbst: 

Diejenige Macht, welche in Zukunft von einem Ge- 
biete an der Küsto des afrikanischen Festlandes, 
welches ausserhalb ihrer gegenwärtigen Besitzungen 
liegt, Besitz ergreift, oder welche, bisher ohne der- 
gleichen Besitzungen, solche erwerben sollte, des- 
gleichen auch dio Macht, welcho dort eine Schutz- 
herrschaft übernimmt, wird den betreffenden Akt mit 
einer an die übrigen Signatarmächto der gegenwär- 


Freycinet, Miuistre des Affaires etrangeres, aux Ambassadeurs de la 
Republique francaise ä Londres, Berlin etc. 

Le Traite conclu entre la France et Madagascar le 17 decembre 
1885 a dte successivement ratifie par les Gouvernements des deux 
pays ... Ce Traite est donc desormais la regle definitive des 
rapports internationaux entre lo Gouvernement hova et les Gouver- 
nements etraugers. Je vous prie de vouloir bien en donner avis, 
dans une demarehe courtoise, ä M. le Ministre des Affaires etrangeres. 
C. de Freycinct. — N. R. G. XXI, 2 i, ‘ n ’ 6 Serie S. 758. 

1) Stoork, V.-R., S. 1303 ff. 

2) Vgl. Adam, S. 199. 

1 * 
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tigon Akte gerichteten Anzeige begleiten, um die- 
selben in den Stand zu setzen, gegebenenfalls ihre 
Reclamationen geltend zu machen, 
und im Artikel 35: 

Dio Signatarmächte der gegenwärtigen Akte aner- 
kennen die Verpflichtung, in den von ihnen an den 
Küsten des afrikanischen Kontinents besetzten Ge- 
bieton das Vorhandensein einer Obrigkeit zu sichern, 
welcho hinreicht, um erworbene Rechte und gegebenen- 
falls die Handols- und Durchgangsfreiheit unter den 
Bedingungen, wolcho für lotztore vereinbart wordon 
sind, zu schützen. 

Die Occupation wird allgemoin als rechtmässiger Erwerbs- 
grund angesehen. Manche Publicisten lassen zwar die Recht- 
mässigkoit nur bezüglich unbewohnter oder doch nur von 
Völkerschaften ohne jeglichen politischen Zusammenschluss 
bewohnter Territorien gelten, und sie verurteilen im übrigen 
derartige Colonisationsgewaltakte der Mächte gegenüber uncivi- 
lisierten Völkern; aber „für das positive Völkerrecht ist bei 
der Occupation staatenloser Gebiete nicht das Bedenken 
einzelner Philanthropen zu Gunsten der Barbarei entscheidend, 
sondern die welthistorische Tatsache, dass europäische Nationen 
im auswärtigen Verkehr wechselseitig sich niemals das Rocht 
dor Occupation staatenloser Gebiete bestritten haben.“ 1 ) — 
Boi der Staatenlosigkeit der wilden Volksstämme und ihrem 
Mangel an Handlungsfähigkeit im Verkehr mit den civilisierten 
Staaten muss daher die Occupation völkerrechtlich durchaus 
als zulässig und gerechtfertigt erscheinen, und mau kann 
nicht leugnen, dass zu Gunsten der zivilisierten Staaten ein 


1) v. Holtzcndorff, Hdb. II, S. 256 ff. 
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Recht anzuerkonnen ist, „analogue au droit d’expropriation 
pour causo d’utilitö publique.“ 1 2 ) Doun — so schreibt Paul 
Leroy-Beauliou*) — „il n’est ni justo ni naturcl quo les 
civilisös occidentaux s’entassent indöfiniment et ötouflont dans 
les espaces restreints qui furent leur premiöro demeure, qu’iis 
y accumulent los merveilles des Sciences, des arts et de la 
civilisation et qu’iis laissent la moitiö peut-etre du monde ä 
de petits groupes d’hommes ignorants, impuissants, vrais 
enfants döbiles, clairsomös sur dos superficies imraensurablos, 
ou bien ä des populations döcröpites, sans önergie, Sans 
direction, vrais vioillards ineapables de tont effort.“ Ja, aus 
dem Gesichtswinkel dieser Anschauung erscheint die Occu- 
pation nicht bloss als ein Recht, sondern als eino Pflicht der 
Kulturstaaton. „11 n’est pas douteux quo les Etats chrötiens 
ont lo droit, bien plus ont le devoir d'apporter los bienfaits 
de la civilisation dans les contröos barbares.“ 3 ) 

Durch den Akt der Occupation, also der Erwerbung und 
Ausübung der Souvoränetät auf bisher staatenlosem Gebiet, 
erwachsen dem Staat aber mannigfacho Lasten und Pflichten. 
Diese werden sich in gewissor Beziehung verringern, wenn 
ein Staat in unbewohnten Gegenden ohne Rücksicht auf 
etwaige Eingeborenenstiimme zur direkten Verwaltung und 
Kolonisierung übergehen kann ; ihre Erfüllung wird sich aber 
bedeutend erschweren, soweit im occupierton Gebiet bereits 
Ansätze einer höheren gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Ordnung vorhanden sind, die der Kulturstaat teils in den 
Formen des nationalen Privatrechts, teils im Schutze der 
Lebonsverhältnisse der Eingeborenen zu berücksichtigen hat. 

1) Jiwe, S. 109. 

2) Nys, Droit lut. II, S. 49 f. 

3) Jfeze, S. 108. 
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Dio Signatarmächte der Congoconforonz haben eine derartige 
Verpflichtung zum Schutze dor Eingeborenen im Artikel VI 
der Congoakte ausdrücklich übernommen: „Toutes les 
Puissances exorgant des droits de souverainot6 ou une influ- 
ence dans lesdits territoires, s’engagent ä veiller k la Conser- 
vation des populations indigönes et ä l’amölioration de lours 
conditions morales ot materielles d’oxistonco et ä concourir 
ä la suppression do l’esclavage et surtout de la traite dos 
noirs; ellos protögoront et favorisoront .... toutes les institu- 
tions et ontreprisos religieuses, scientiliquos ou charitables 
cr66es ot organisöos ä cos fins ou tendant ä instruire los 
indigönes et k lour faire comprendre et appröcior les avantages. 
de la civilisation. 

La liberte de conscience et la tolörance roligieuse sont 
expressement garantios aux indigönes eomme aux nationaux 
et aux ötrangers.“ 1 ) 

Ausser diesen Pflichton dor Bevölkerung gegenüber 
stellen natürlich die Aufgaben der wirtschaftlichen Er- 
schliossung und dor politischen Organisation dos Landes 
grosso Anforderungen an die kolonisierende Macht. Sollen 
nicht dio neuerworbenen Gebieto rücksichtslos ausgeboutet 
werden, so sind sorgfältige Massnahmen zur Aufrochterhaltung 
der Ordnung und Sicherheit zu treffen; durch Anlegung von 
Vorkohrsstrasson,Eisonbahnon, Einrichtung von Anpflanzungen 
etc. müssen die für eine rationelle ökonomische Entwickelung 
der Occupationsgebiote notwendigen Grundlagen geschaffen 
werdon. Denn ausser der Aufgabe der occupierendou Kultur- 
macbt, die materielle und moralischo Lago dor Eingeborenen 
zu hoben, bleibt noch die andere zu lösen, deren Gobiete 

1) van Ortrov, S. 116 f. 


Digitized by Google 



7 


politisch und wirtschaftlich dem Verkehr mit den civilisierton 
Staaten zu öffnen. — 

Die zweite Art, aussereuröpäiscfte Gebiete zu erwerben, 
besteht in der Übernahme von Protektoraten (Sehutzhorr- 
sehafton). Mit diosom Namen werden dio verschiedensten 
Rechtsverhältnisse staatlicher Und völkerrechtlicher Natur be- 
zeichnet, so dass sich eine einheitliche Begriffsbestimmung 
nicht finden lässt. „Le protectorat ne so definit pas. C’ost 
un etat de feit et voilä tout.“ 1 ) Das Schutzverhältnis, in 
dom sich ein hochcivilisierter Staat gegenüber einer Welt- 
macht bofindet, wie etwa Portugal im Verhältnis zu England, 
ist natürlich von ganz anderer Natur als das Schutzvorhältnis, 
das zwischen einem Kulturstaat und einem uncivilisiorten, 
auf niedriger Stufe stehenden Volkstum vorwaltet. Man wird 
also in jedem Fall erst nachzuprüfeh haben, wolches Rechts- 
verhältnis unter dem Protektoratsbegriff verborgen ist, uni 
danach die einzelnen Schützverhältnisso klassifizieren zu 
können. 

Wir schliossen uns den Ausführungen Pillets an, der 
von einem älteren und einem neueren Protektorat spricht: 
„II oxiste une forme ancienno et une forme nouvelle de pro- 
tectorat. La plus anciemte supposo doux Ftats d’importance 
inCgalo, mais de civilisation sensiblemettt ögale. — Mais il 
existc une autre ospöce do protectorat, d’origine beaucoup pllis 
röcente, et dont l’importance est aujourd'hui infinimont plus 
considörable: c’ost Io protectorat qu’Un peuplo civilisö oxerce 
sitr un autre pouple moins civilisö.“*) Das Rechtsverhältnis 

1 Hanotaux. in der Revue de Paris vom 1. Januar 1896. — 
Vgl. Heilborn, S. 6 f., S. 58 ff. — V.-R. 8. 997. 

2) Vgl. Boghitclievitch, S. 176 Aum 4. — Gareis, Kolonial- 
recht, S. 2 f. — v. Liszt, S. 52, 3. 
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des älteren Protektorats, welches zwei selbständige, völker- 
rechtlich handlungsfähige Staaten voraussetzt, dürfte heute 
nur noch selten Vorkommen, und es erübrigt sich, darauf ein- 
zugehen, da an dieser Stelle nur der Begriff des neuoren Pro- 
tektorats von Interesse ist, und zwar insofern, als darunter 
aussereuropäischo Erwerbungen von Territorion minder 
civilisiertor Völker zu verstehen sind. 

Das moderne sogenannto neuere Protektorat bezeichnet 
ein Schutzverhältnis eines Kulturstaates zu einom minder 
civilisierton, nicht auf gleicher Kulturstufe stehenden Staats- 
wosen. Auch hier lässt sich keine allgemein zutreffende 
engere Definition aufstellen, da je nach der Abstufung im 
politischen Zusammenschluss des Volkstums Unterscheidungen 
zu machen sind. 

Die Möglichkeit, durch Protektoratsübernahme Kolonial- 
gobieto zu erwerben, orgibt sich aus Art. 34 der Berliner 
Kongoakte. Das Gobiot, welches für eino derartige Erwer- 
bung durch Protoktoratsübornahme offensteht, ist aber das- 
selbe, wie bei der Occupation, nämlich Land uncivilisierter 
Volksstämme, territorium nullius. Dementsprechend kann 
auch der Erwerb nicht ein derivativer sein, sondern wir 
haben hier nur eine Unterart der Occupation, also originären 
Gebietserwerb, anzunohmen, und das Protoktiousverhältnis 
stellt sich lediglich als Territorialgewalt dos kolonisierenden 
Kulturstaatos dar. Der Unterschied zwischen dieser Occu- 
pation „ä titre de protectorat“ und der oben besprochenen 
Occupation liegt nach Kapitel VI der Kongoakte darin, dass 
für die Occupation Publicität und Effoctivität gefordert wor- 
den, für dio Protektoratsübornahme aber nur Publicität für 
nötig gehalten ist; das Princip der Effectivität ist hier also 
(auf Veranlassung des englischen Gesandten) durchbrochen 
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worden. In dem Kommissionsbericht dos Barons Lamber- 
mont heisst os: La formule primitivement soumise aux d6- 
liberations de la Commission imposait les memes dovoirs ä 
l’Etat qui oecupait et ä celui qui n’assumait qu’un protectorat. 

Cctte disposition a donne lieu ä un exumen ötendu au 
sein de la Commission corame du Comitö de rddaction. . . . 

En dernier lieu, M. le Sous-Secr6taire J’Etat Busch a fait 
connaitre qu’il acceptait la suppression, anterieuremont pro- 
posöe par M. l’Ainbassadour d'Angleterre, des termes qui sou- 
mettent les territoires proteges aux memes conditions quo les 
territoires occupes. En consdquonce, les mots „ou placös 
sous leur protectorat“ ont 6t6 dliminös. (N. R. G. S. 344 ff.). 

Infolgedessen ist jedom Kolonialstaat die Möglichkeit ge- 
geben, sich der Verpflichtung, eine ausreichende Verwaltung 
einzurichten, durch die Erklärung zu entziehen, dass es sich 
im vorliegenden Falle nur um Protektoratsland handele. 1 ) 
Das Fohlen einer Obrigkeit, „welche hinroicht, erworbeno 
Rechte und gegebenen Falls die Handels- und Durchgangs- 
freiheit zu schützen,“ bedeutet aber zunächst nichts weiter 
als die Unmöglichkeit, mit derartigen unter Protektorat ge- 
stellten Eingeborenonvölkern in Verkohrsboziohungon zu 
treten, da für dio Sicherheit derselben keinerlei Garantien 
goboten sind. Der Kolonialstaat reserviert sich demnach 
lediglich auf Grund von Artikel 35 der Kongoakte oin dom 
Zugriff anderer Staaten entzogenes Kolonialgebiet, dessen 
Kolonisierung ihm zur Zeit nicht möglich ist, soi os, dass dio 
erforderlichen Mittel dazu fehlen, sei es, dass die Staatsinter- 
essen durch wichtigere Aufgaben in Anspruch genommen 
werden. Chailloy-Bert bezeichnet dieses Vorgehen als „habi- 

1) Vgl. Adam, S. 275 ff. — Despagnet, Essai s. 1. prot., 
S. 226 fl. 
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lohSs de conduite, qui . . . tendent, par des moyens varife, 
moins on£ronx que la prise de possession et l’occupation pro- 
prement dites, d’uno part, ä arreter les prötontions des nations 
rivales, d’antro part, ä cndormir les susceptibilitös des popu- 
latioDS qui habitent ce torritoiro,“ 1 ) Der gegenwärtige Wert 
eines solchen Protektoratsgobietos ist jedenfalls gering, seine 
etwaige Bedoutung und Entwickelung bleibt vielmehr erst der 
Zukunft vorbohalton. 

Es ist nicht zu leugnen, dass für die Kolonisationsauf- 
gabo der Kulturstaaton ein derartiges Vorgohon durchaus als 
ungeeignet erscheint; tatsächlich hat man sich denn auch in 
der Praxis genötigt gesohon, auch in derartigen Protoktorats- 
gobieton zur Aufrechterhaltung der Ordnung im Innern und 
zur Vermeidung von Konflikten mit andern Kolonialmächten 
wenigstens für das Vorhandensein der notwendigsten Ver- 
waltungsmassregeln Fürsorge zu treffen. - 

Verschieden von der Oceupation und der Occupation ä 
titre de protectorat ist das coloniale oder staatsrechtliche Pro- 
tektorat. Diese Form der Erwerbung hat besonders durch 
Deutschland in seinen Schutzgobieton Anwendung gefunden. 

Das für die Erwerbung durch coloniales Protektorat ge- 
eignete Gebiet ist, ebenso wie bei dor Occupation und dem 
vorerwähnten Protektorat, Land uncivilisierter Eingoborenen- 
stämme. Das Unterscheidungsmerkmal liegt hier in dem Ver- 
hältnis von Staat und Protoktoratsland. Während wir dort 
eino direkte staatliche Verwaltung bezw. noch gar keine oder 
nur geringfügige Äussorungen von Hoheitsrechten finden, hat 
bei dor Errichtung eines colonialen Protektorates oder Schutz- 
gebiets der Staat ein Interesse daran, seine ganzen Maeht- 

1) Nys, Droit Int. II. S. 81. 
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bofugnisso nicht selbst auszuüben. „L’Etat qui assume un 
protoctorat se sent moius engagö que s’il y a occupation au 
sens juridique du mot.“ *) Das Wesentliche dieses colonialen 
Protektorats charakterisiert Catelani in der Revue g6n6ralo 
(S. 417 ff.) mit folgenden Worten: „Qcrand un Etat acquiert, 
soit par achat fait aux chefs indigönes, soit par occupation, 
un territoiro colonial, il arrive qu’il ne vouillo pas on assu- 
mer le gouverneraent direct et l’administration, mais d6sire y 
oxorcer soulement uno certaino survoillance, et y prölever, 
d’une maniöre intermittento, des droits de douane, tout cn 
6tant döcide ä empecher que d’autres ßtats y £tabiissent leur 
propre influence. Dans ce cas la souveraineRi de l’fitat oc- 
cupant recoit aussi lo nom de „protoctorat“. II faut ajouter 
le mot „colonial“. 

Das beliebte Mittel zur Erwerbung derartiger Protektorate 
bilden häufig durch staatliche Commissaro, durch Gesellschaften 
oder auch durch einzelne Privatpersonen abgeschlossene Ver- 
einbarungen mit den Eingeborenen, in denen diese, ohno für 
die eigentliche Bedeutung des Inhalts irgendwolch Verständnis 
zu haben, „alle diejenigen Rechte abtroten, welche nach dem 
Begriff dos (deutschen) Staatsrechts den Inbegriff staatlicher 
Oberhoheit ausranchen.“*) Mit Recht schroibt Despagnet über 
derartige „Verträge“: „Le cödant n’en ignorait pas moins do 
quoi il s’agissait et n’en abandonnait pas moins co qu’il 
n’avait jamais eu.“ 1 2 3 ) Völkerrechtliche Bedeutung haben solche 
Vereinbarungen natürlich nicht; doch sind sio don Eingeborenen 
gegenüber immerhin von Wert, da sie deren Einverständnis 
mit der Protektoratsübernahme documontieron. 

1) Westlake, Etudes, S. 197. 

2) Vgl. Peters, S. 78. 

3) Despagnet, Essai, S. 178. 
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In welcher Weise man dio Beziehungen zwischen dem 
protegierenden Staat und den protegierten Eingeborenen 
ordnet, ist eine Frago, die jedesmal nach den besonderen 
Verhältnissen besonders zu entscheiden ist. Zuweilen hat 
man sogar den Häuptlingen jener Gebiete gowisso Hoheits- 
rechto üborlassen, die jedoch in der Regel nur persönliche 
sind und sich auf die Eingeborenen erstrecken, dio aber, wie 
z. B. die Ausübung der niodoren Gerichtsbarkeit, immerhin 
Eigenschaften ausmacbon, wie sie nur Staaten zukommen. 
Eine rechtliche Schranke in der Ausübung der Staatsgewalt 
gibt es aber für den Kolonialstaat nicht, und er kann diese 
jederzeit in dom lediglich in staatsrechtlichem Verhältnis zu 
ihm stehenden Protektoratsland ihrem ganzen Umfange nach 
geltend machen. 

Dieses System, in dem Protektoratsland nicht die ganze 
Summe seiner Machtbefugnisse zur Anwendung zu bringen, 
sondern die Ausübung einzelner Hoheitsrechto Privatleuten 
oder Gesellschaften oder selbst den Stammeshäuptlingen zu 
überlassen, hat nach Despagnet den doppelten Vorteil, „do 
coftter fort pou ou memo rien ä l’Etat, et, si l’affaire tournait 
mal au point de vue öconoraique ou au point de vuo des 
complications internationales, de pormettre au gouvernement 
de l’abandonner en retirant son appui, comtue de so sous- 
trairo ä touto difticultö politique .“ ') Eine andoro Frage bleibt 
es freilich, ob ein derartiges Vorgehen dem Staat irgendwolcho 
positiven Aussichten auf colonisatorischo Erfolge bietet. 
Loroy-Beauliou vorneint dies ausdrücklich. „L’idee qu l’on 
pout, en quelque sorte, civiliser l’Afrique ou, tout au moins, 
en dövelopper les richesses naturelles, Sans prondre touto la 

I) Despagnet, Essai, S. 168. 175. 
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dircction öconomique ot politique des peuplades africaines, 
ost une idöe frivole.“') Wenn man die mehrfachen Miss- 
erfolge bedenkt, welche speciell das deutsche Reich mit seinen 
colonialen Protektoraten zu verzeichnen gehabt hat, so er- 
scheint diese Ansicht durchaus nicht ungerechtfertigt, voraus- 
gesetzt, dass diese Misserfolge lediglich auf Kosten des Colo- 
nisationssystems zu setzen sind. In Deutschland ist man 
denn auch allmählich dazu übergegangen, aus den Protokto- 
ratsländern Colonion mit direkter Verwaltung umzubilden. — *) 

Die dritto Erscheinungsform dos modernen Protektorats, 
auch völkerrechtliches Protektorat genannt, finden wir dort, 
„wo ein europäischer oder sonstiger Culturstaat seine Herr- 
schaftssphäre ausdohnt über ein Gebiet, das bereits oine 
staatliche Organisation mit eingeborener, aber kulturoll tiefer 
stehender Bevölkerung besitzt“ *) Die Protektoratsübernahmo 
findet hier ihre Begründung durch völkerrechtliche Vorträge, 
wie es z. B. früher der Fall war zwischen Deutschland und 
dem Sultanat Sansibar, oder zwischen Frankreich und Mada- 
gascar; denn beide Staatswesen sind als in die Völkorrechts- 
gemeinschaft aufgonommen zu betrachten. 4 ) L’er Protektor 
übernimmt in der Regel die Schutzpflicht und erhält dafür 
die Vertretung des protogiorten Staates nach aussen; letzterem 
bleibt die Regelung der inneren Angelegenheiten überlassen. 
Nach und nach pflegt der Protektor abor auch hier Einschrän- 
kungen zu machen, sodass die Persönlichkeit des protegierten 
Staatswesens allmählich ganz untergeht. „Immer ist die Bahn, 
die mit der Begründung eines solchen Verhältnisses betreten 

1) Leroy-Beaulieu, I, 313. 

2) Vgl. Rede des Caprivi in der Reiehstagssitzung vom 8. Fe- 
bruar 1891. 

8) Gareis, Colonialrccht, S. 2. — Vgl. Bogliitehevitch. § 22. 

4) v. Stengel, R.-V., S. 20; vgl. S. 9. — Heilborn, S. 186 ff - 
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wird, eine abschüssige. Deun sio führt zur Vernichtung der 
Selbständigkeit des Staates und vollständiger Unterwerfung 
untor fremde Souveränotät .“ 1 1 Dabei ist es völlig gleich- 
gültig, ob sich der Process der Umbildung des ursprünglichen 
Vertragsverhältnisses dadurch vollzieht, dass das Protektorats- 
laud sich freiwillig der Souvoränetät dos Protektors unterstellt 
und seino Eigenschaft als Staatsweson aufgiebt, oder dass ihm 
seino Hoheitsrechte gewaltsam entrissen worden, oder dass 
sich ein tatsächliches Verhältnis herausbildot, in dem der 
Staatsbegriff des ursprünglichen Protektoratslandes allmählich 
ganz verschwindet: in jedom Fall bildet das Protektoratsver- 
hältnis cino Vorstufe zu späterer Gebietserwerbung und zur 
unbeschränkten Ausübung der souveränen Staatsgewalt. 

II. 

S 2. „Interessensphäre“ und „Hinterland“; verschiedener 
Gebrauch der Worte. 

Haben wir in den Begriffen der Occupation und des 
Protektorates die Kechtstitcl für ausscreuropäischo Gebiets- 
erwerbungen zu sehen, so bleibt noch als zweite zur Sicherung 
neuer Colonialgobiote notwendige Vorbedingung die Frage 
nach der Begrenzung zu lösen; denn die zu erwerbenden 
Territorien sind, wie eiwähnt, noch staatenlos und wenig ent- 
wickelt. Wie der ganze Staatsbildungsprozess nach Innen 
hier noch nicht zum Abschluss gelangt ist, so sind auch dio 
räumlichen Grenzen der Beziehungen der Volksstämme, die 
wirtschaftlichen Erhaltungsbedingungcn, die Voraussetzungen 
der territorialen Integrität etc. noch in keiner Weise sicher- 
gestellt. Der orworbende Staat ist daher im Augenblick, da 
er den Forderungen der „Effcctivität i; und „Publicität“ Rech- 

1) Pischel, S. 74. 
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nung tragen soll, noch keineswegs in der Lage, die ganze 
Tragweite seiner Verstaatlichung dos bisher unstaatlichen 
Gebietes abzumessen. Wenn es sich daher nicht um eino 
Insol oder um sonst räumlich scharf begrenzte Gebietsteile 
handelt, muss er sich die Möglichkeit reservieren, den defini- 
tiven Begrenzungsakt erst dann vorzunehmen, wenn er nach 
allmählicher Befestigung seines lokalen Verwaltuugssvstems 
die territorialen und ökonomischen Beziehungen und Existenz- 
bedingungen des neuen politischen Gebildos mit annähernder 
Sicherheit zu überblicken vormag. Die Kechtsfigur des terri- 
toriura clausum hat sich auch im europäischen Staaten- und 
Yölkersystem nur ganz allmählich im Laufe von Jahrhunderten 
zu schärferer, juristischer Präcision herausgebildet; um so 
mehr bedarf der kolonisierende Staat unter den weit schwierigeren 
Verhältnissen des dunklen Weltteils einer gewissen Bewegungs- 
freiheit, die ihm erst die Erreichung seiner verwickelten Auf- 
gaben ermöglicht. 

Zweifellos ist das Erfordernis der Begrenzung neuer 
Colonialgebiete bei der ungeheuren Ausdehnung der unbe- 
kannten und unerforschten Länder einerseits praktisch zu- 
nächst nicht zu erfüllen; andrerseits muss aber, zumal bei 
der Abneigung, „politische Machtinteressen colonialer Art an 
die Fesseln juristischer Definition zu binden.,“ 1 ) diese Unbe- 
stimmtheit und Unbestimmbarkeit der Begrenzungsfrage bei 
der allmählich weiteren Ausdehnung der Machtsphären früher 
oder später zu Interessencollisionen zwischen den einzelnen 
Colonialmächten führen, und Streitigkeiten können nicht aus- 
bleiben. Die Colonialentwicklung früherer Jahrzehnte und 
Jahrhunderte gibt dafür zahlreiche Beispiele. Erst in neuerer 

1) v. Holtzendorff, S. 263. 
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Zeit hat man ein praktisches Mittel gefunden, hier Abhülfe 
zu schaffen, indem man sich auf vertragsmässigem Wege 
über dio Grenzen zu einigen sucht, bis zu denen oin jeder 
Staat ungefährdet seine Occupationsbestrebungen ausdehnen 
kann. Durch diese Verträge wird die Stellung eines jeden 
Staates zu der „Interessensphäre“ und dem „Hinterlande“ 
der in Betracht komraondon Colonialmächto geregelt. Beide 
Begriffe haben so infolge ihrer Anwendung auch völkerrecht- 
liche Bedeutung erlangt; und in den zahlreichen Staatsver- 
trägen dieser Art sind dio sie charakterisierenden und ihre 
rechtlichen Funktionen bestimmenden Merkmale fixiert. 

Allerdings ist diesen Verträgen zunächst nur relative 
Geltung beizumessen, insofern sie über oin territorium nullius 
abgeschlossen werden und nur für dio Contraktsstaaton als 
bindend anzusehen sind, aber andrerseits wird man auch 
hier, sowohl in Bezug auf dritte Staaten wie auch ganz all- 
gemein mutatis mutandis eino gleiche Ansicht aufstellon 
können, wie sie Stoerk bezüglich der Küstengewässer ver- 
tritt, indem er schreibt:*) „Weil der Staat den auf der be- 
nachbarten Seefläche sich vollziehenden Verkehr als seine, 
d. h. dio Interessensphäre seiner Angehörigen borübrend er- 
kennt, dehnt er auch seine verwaltende Tätigkeit auf den- 
selben aus und unterwirft daher, soweit der erstere reicht, 
den Schauplatz desselben seiner staatlichen Autorität.“ — 
Also auch in der zunächst rein tatsächlichen Ausübung von 
Herrschaftsbefugnisson worden wir völkerrechtlich bedeutsame 
Aeusserungeu einer Staatsgewalt zu respectieren haben. In 
unserm Fall dient freilich die „Ausdehnung der verwaltenden 
Tätigkeit“ landeinwärts zugleich auch als Vorbereitung für 
spätoren Erwerb und gewährt ein gewisses Anrecht auf 

1) : Hdb. des Völkerrechts, II, 457. 
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künftige Occupation. Aber gerade dieses ländererwerbende und 
Ländererworb vorbereitende Moment der „Interessensphäre“ 
und des „Hinterlandes“ muss wiederum mit als die vorzüg- 
lichste Ursache gelten, weshalb dieso Theorie in den letzten 
Jahrzehnten ausgebildet und zu jenem völkerrechtlichen 
Institut erhoben wurde, dessen man sich heute in den Kultur- 
staaten allgemein zur ferneren Ausbreitung seiner colonialen 
Besitzungen mit günstigem Erfolg bodicnt. — 

Was die inhaltliche Bedeutung beider Bezeichnungen 
anbetrifft, so lasst sich freilich oino einheitliche Regel darüber 
nicht aufstellen. Einige Autoren, insbesondere französische, 
verbinden damit fast ausschliesslich Rechtsbegriffe, andere 
wiederum gebrauchen sie in ihrer ursprünglichen Bedeutung. 
In einem rein geographischen Sinno unterscheidet z. B. G. 
Meyer (S. 10f., 169f. , 172) das deutsche Südwestafrikanische 
Schutzgebiet in ein Küstengobiet, Deutsch-Namalaud und 
Damaraland, und in ein Hinterland, Gross-Namaland und 
Gross-Damaraland. An anderer Stello (z. B. S. 15) wird es 
dagegen allgemein in dem Sinne von Binnonland gebraucht, 
um dio landeinwärts gelogenen, noch nicht occupiorton odor 
unter Protektorat gestellten Gebiete zu kennzeichnen. Diese 
letztere Bedoutung hat das Wort auch bei Gareis (Col.-R. 
S. 3): „Dio Interessensphäre ist in der Regel Hinterland 
eines Schutzgebietes.“ Ebenfalls wird auch roin geographisch 
oder wirtschaftlich fromdstaatliches Gebiet mit der Bezeichnung 
Hinterland umfasst. Doch auf diosc Verschiedenheiten ist 
hier nicht weiter einzugehen, ebensowenig als auf eine 
Würdigung der Interessensphäre, soweit damit geographische J ), 
wirtschaftliche oder politische Begriffe verbunden werden. 

1) Ähnlich dem Right of coutiguity. Vgl. Westlake: „Back 
Country“ und „Hinterland“. 
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Hier sind Interessensphäre und Hinterland nur als Begriffe 
darzustellen, denen völkerrechtliche Bedeutung beizumessen 
ist. Zunächst mag die Interessensphäre als der weitergehonde, 
umfassendere Ausdruck behandelt werden. 

§ 3. Begriff und Wesen der „Interessensphäre“. 

Der Begriff der „Interessensphäre“ 1 ) bezeichnet das an 
ein occupiertes oder unter Protektorat gestelltes Land sich 
anschliessendo, durch völkerrechtlichen Vertrag begrenzte tcr- 
ritorium nullius, soweit es auf Grund von anerkannten An- 
sprüchen und mit Rücksicht auf eine möglichst vollkommeno 
territoriale, politische oder wirtschaftliche Woiterentwickelung 
des erworbenen Küstenlandes dem einen der contrahierendon 
Staaten Vorbehalten ist, 2 ) also in gewisser Beziehung die 

1) sphere d’influence; splierc of intluencc; sfere d’influenza; 
esphera de influencia. 

2> Vgl. Rouard de Card, Les Territoires Africains, S. 175, 
Anm. 4: „Un Etat occupaDt döjä une portion de territoire africain 
pretend parfois que l’arriere pays est compris dans sa sphere d’in- 
fluence. Si cette pretention s’appuie sur les clauses d'un traite, il 
y a hinterland conventionel. Si, au contraire, cette prdtention 
ne s'appnie pas sur les clauses d’un traite, il y a hinterland 
moral.“ -•• Vgl. Nys, Le Droit International, II, S. 98 ff.: „Le 
terme „sphere d'influence“, dit Hall (S. 129), indiquc les regions 
qui, geographiquement, sont sitnees ä cöte de posscssions ou de pro- 
tectorats on qui so groupent naturellement avec celles-ci au point de 
vue politique, mais qui, en fait, n’ont point ete assez soumises ä un 
contröle pour permettre l’exercico regulier du minimum do pouvoirs 
compris dans le protectorat lui-meme. Le tcrmo ddsigno un accord 
qui permet ä un Etat de s’attribuer le droit d’excluro d’autros Etats 
d’un territoire dont l’importance politique consistc en ce qu’il lui 
fournit le moyen d’etendro ses possessions ou ses protectorats ou 
dont l’importauce stratdgique consiste ä empecher ces Etats d'occuper 
une position militaire dominante.“ — „Les spheres d’influence, ecrit 
John Westlake, resultcnt d'un accord par lequel deux ou plusieurs 
puissances s’engagent u s’abstcnir do tonte action. . . L’acte ren- 
ferme des stipulations accessoires, mais la substance se trouve dans 
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„Fortsetzungslinie der staatlichen Wirksamkeit der Kultur- 
staaten in Bezug auf solche Toile der Erdoberfläche, welche 
bisher dem Gemein verkehr verschlossen oder unzugänglich 
waren, und die sie durch staatliche Angliederung zu öffnen 
beabsichtigen.“ 1 ) Die Absicht, sowie der Einfluss des kolo- 
nisierenden Staates auf die zu occupierenden Gebiete gibt 
sich in der Regel zu erkennen durch Forschungsreisen, Ex- 
peditionen, Handelsniederlassungen und vor allem durch sog. 
Schutzverträge, d. h. mit den Eingeborenen getroffene Ver- 
einbarungen, ihr Gebiet gegenüber etwaigen Beeinflussungen 
anderer Staaten zu verschliessen. Um einem Kollidieren der 
sich gleichsam strahlenförmig ausbreitenden Interessensphären 
zweier Nachbarstaaten vorzubeugen, hat inan zum Zweck der 
Begrenzung dieser Sphären sog. Demarkationslinien aufge- 
steilt, d. h. Grenzlinien, in der Regel Flussläufe, Gebirgs- 
züge, Breiten- und Längengrade, die für jeden der betreffen- 
den Vertragsstaaten einen terminus ad quem bilden; von 
jedem der Contrahenten wird dem andern das Recht cingo- 
räumt, bis zur gemeinsam festgesetzten Linio ohne Gofahr 
einer Collision seine Territorialgewalt auszudohnen. Gerade 
diese zwischenstaatlichen Verträge über Festsetzungen von 
Demarkationslinien sind os, welche den allgemeinen Begriff 


la promesse faite par chnque partie contractante do s’abstenir de 
toute forme d'agrandissement au delii de la frontiere acceptee de part 
et d’autre. En de<;ä de la frontiere qui lui a ete assignöe, chaque 
Etat doit se conformer, dans le cas d’agraudissemeut, anx möthodes 
et aux conditions applicables dans le cas d'aquisition de possessions 
011 de protectorats. Une spliere d’influence n’est point en clle-memc 
uue formo reconnue d’agrandissement: si dans la sphere qui lui est 
reservee un des Etats rencoutre un troisieme Etat qui n’a point ete 
partie ä la Convention, les droits de ce troisieme Etat sont intacts. 
Pour lui, l’accord est res inler atios acta; il ne peut lui etre oppose.“ 
1; Stoerk, V.-K,, S. 1303. 

2 * 
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dor Interessensphäre» orst in die Spbäro des .Völkerrechts 
emporrücken. 

Als Beispiele für die Art und Weise solcher Grenz- 
bestimmungen mögen hier zwei Stellen aus dem deutsch- 
französischen Abkommen über die Biafra-Bai vom 24. De- 
cember 1885 und dem deutsch -onglischen Abkommen vom 
1. Juli 1890 über Ostafrika angeführt sein. Erstere lautet: 
Dio Kegierung Sr. Majestät des Deutschen Kaisers 
verzichtet zu Gunsten Frankreichs auf alle Souve- 
riinetäts- oder Protektoratsreehto über die südlich vom 
Congofluss gelegenen Gebiete, welche von deutschen 
Roichsangehürigen erworben und unter das Protek- 
torat Sr. Majestät des Kaisers gestellt worden sind. 
Dieselbe übernimmt die Verpflichtung, sich einer 
jeden politischen Einwirkung südlich von einer Linie 
zu enthalten, welche dem genannten Fluss von seiner 
Mündung bis zu dem zehnten Grad östl. Länge von 
Greenwich, und von diesem Punkt ab dessen Breiten- 
parallel bis zu dem Schneidepunkt des letzteren mit 
dem fünfzehnten Grad östl. Länge von Greenwich folgt. 
Und im deutsch-englischen Vertrag heisst es: 

In Ostafrika wird das Gebiet begrenzt: Im Norden 
durch eine Linie, welche an der Küste vom Nord- 
ufor der Mündung des Umbeflusses ihren Ausgang 
nimmt und darauf in gerader Richtung zum Jipc- 
Soo läuft. Dem Ostufer des Sees entlang und um' 
das Nordufer desselben herumführend, überschreitet 
die Linie darauf den Fluss Lumi, um dann ... an 
dem nördlichen Abhang der Bergkette des Kilima- 
Ndscharo entlang in gerader Linie weitergeführt zu 
werden bis zu demjenigen Punkte am Ostufer des 
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Viktoria-Nianza-Sees, welcher von dom ersten Grad 
südlicher Breite gotroffen wird. Von hier den See 
auf dom genannten Breitengrade überschreitend, 
folgt sio dem letzteren bis zur Grenze des Congo- 
staates, wc sie ihr Endo findot. 1 ) 

Bass diese höchst ungenauen Demarkationslinien später, 
insbesondere wenn die Colonisierung dos Landes weiter vor- 
geschritten ist und genaue Vermessungen an Ort und Stelle 
stattgefunden haben, den örtlichen Verhältnissen entsprechend 
abgeändert werden, ist auch dann anzunehmen, wenn os nicht 
ausdrücklich von den Contrahenten vorbohalten ist, wie z. B. 
in dem eben erwähnten Vertrage mit England, dessen Ar- 
tikel VI lautet: 

Bei allen . . . bczeichneten Abgrenzungslinien können 
Berichtigungen, welche mit Rücksicht auf örtliche 
Verhältnisse notwendig erscheinen, durch Verein- 
barung der beiden Mächte getroffen werden. Ins- 
besondere ist Einverständnis darüber vorhanden, 
dass . . . sobald als möglich Commissaro behufs 
Herbeiführung einer solchen Berichtigung zusammen- 
treten sollen. 

Und ähnlich heisst es im deutsch-französischen Abkommen 
vom März 1894 in § VII der Anlage: 2 ) 

Bio beiden Regierungen sind damit einverstanden, 
dass die gedachten Linien, durch welche die Grenze 
in dem gegenwärtigen Protokoll festgesetzt wird, 
nach und nach durch Grenzlinien ersetzt werden 
sollen, welche sieh der natürlichen Gestalt des Ge- 

1) Marteus-Stoerk, N. B. G , 2. Serie, XI, 497; XVI, 895. 

2) van Ortroy, S. 308. 
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ländes anpassen und durch genau bestimmte Punkte 
festgelegt sind, wobei darauf Bedacht genommen 
werden soll, dass bei den zu diesem Zwecke zu 
treffenden Vereinbarungen keiner der beiden Teile 
ohne gleichwertige Componsation für den andern 
einen Vorteil erhält. — 

Soweit Demarkationslinien zwischen benachbarten Kolonial- 
mächten vereinbart sind, ist in der Hauptsache allen Streitig- 
keiten vorgebougt, und etwaige Uebergrifle des einen oder 
andern Staates sind leicht zu kontrollieren und zurückzuweisen. 
Da sich dioso Linien aber nicht in infinituni fortsetzen, 
sondern mit ihror Beendigung auch das vertragsmiissig von 
der Beeinflussung des andern Staates ausgeschlossene Gebiet 
aufhört, so steht andrerseits keinem der betreffenden Staaten 
ein Hindernis entgegen, von hier aus seinen Einfluss geltend 
zu machen und im Binnenland dos fremden Colonialstaates 
seine Occupations- und Eroberungspläno auszuführon und 
so das Colonialgebiet dieses Staates an einer weiteren Aus- 
dehnung nach dem Innern zu hindern. 

Ein deutliches Beispiel hierfür gewähren die Verhältnisse 
von Kamerun bezüglich der Festsetzung der Grenzlinien im 
Osten und Süden nach dem deutsch-französischen Abkommen 
vom 24. Dezember 1885 und vom 15. März 1894. Im Ver- 
trage von 1885 verzichtet Frankreich ausdrücklich auf alle 
Kochte und alle Ansprüche, welche es bezüglich der nördlich 
von der obon citierten Grenzlinie gelegenen Gebiete geltend 
Drachen könnte, und übernimmt die Verpflichtung, sich einer 
jeden politischen Einwirkung nördlich von dieser Linie zu 
enthalten. Es sind aber in keiner Woiso Demarkationslinien 
darüber aufgostellt, bis wie woit sich die Interessensphären 
nach dem Innern erstrecken; dieso Begrenzungsfrage ist 
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vielmehr offen golasseu, um später nach der gegenwärtigen 
Lage der Verhältnisse ontschiedon zu werden. Eine solche 
Regelung fand im Jahre 1894 statt, und es wurde in der- 
selben der 15. Längengrad östlich von Greenwich festgesetzt 
als der Längengrad, bis zu dem im Jahre 1885 die Demar- 
kationslinie gezogen war. Das Land östlich hiervon hatte 
jedoch Frankreich unter soinen Einfluss zu bringen ver- 
standen, und somit war Deutschland von einem weitoren Ein- 
dringon nach dom Innern abgeschnitten. 

Und ein gleiches Vorgehen finden wir auch im Togo- 
gobiet. Nach dom Vertrage von 1885 sollte die Demar- 
kationslinie von oinem an der Küsto zu bestimmenden Punkte 
zwischen dom Gebiet von Klein-Popo und Agouö ausgehon; 
diese Linie wurde durch Übereinkommen vom 1. Februar 
1887 ') genauer festgesetzt und als ihr Endpunkt der 9. Grad 
nördlicher Breite angenommen. Eine jede Regierung hatte 
dio Verpflichtung übernommen, sich einer jedon politischen 
Einwirkung östlich resp. westlich von der fixiorton Grenzo 
zu enthalten. Vergleichen wir nun hiermit dio endgültige 
Grenzregulierung vom 9. Juli 1897, 1 2 ) so ist auch hier fest- 
zustellen, dass sich vom 9. Grad nördlicher Breite an, also 
dem Endpunkte der 1887 vereinbarten Demarkationslinie, 
ein allmähliches Vordringen des französischen Einflusses 
nach Nordosten bemerkbar macht, bis wir mit dem 11. Grad 
nördlicher Broite von einer weiteren Ausdohnung unseres 
Kolonialgebiotes nach Norden gänzlich ausgeschlossen wor- 
den sind. 

Es lässt sich nicht leugnen, dass Deutschland sowohl in 

1) vau Ortroy, S. 177. 

2) Martens-Stoerk, N. R. G., 2. Serie, XXV, 415. 
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Kamerun als auch in Togo berechtigte Interessen hatte, diese 
beiden Kolonieon in der Fortsotzungslinie ihrer Demar- 
kationslinien nach dom Innern weiter vorzuschiebon, insbe- 
sondere Togo bis zum Niger auszudohnen, wonn nicht 
fremdo, ältere Anspriicho dem entgogengestanden hätten. 
„Frankreich hat dieses Verlangen solbst für seine, doch so 
sehr entfernt, an der Elfenbeinküste belegenen Territorien 
gestellt; wieviel mehr erschien nicht Deutschland, entspre- 
chend der geographischen Lage des Togogebiotos, berechtigt, 
dieson Anspruch für sein Territorium zur Geltung zu bringen.“ 1 2 ) 
In dem erwähnten Abgrenzungsvertrago mit Frankreich sind 
diese Ziele leider nicht erreicht worden. — 

Aus dem Gesichtswinkel dieser Anschauung ist den Ver- 
trägen mit Häuptlingen eingeborener Stämme, wie bereits er- 
wähnt worden, rolativer, praktischer Wort nicht abzusprechen. 
Denn wenn auch solche Verträge mit staatenlosen Völker- 
schaften wedor völkerrechtliche Bedeutung haben,*) noch für 
die Rechtmässigkeit der Occupation ausschlaggebend sind, so 
ist doch immerhin in politischer Beziehung, sowohl im Ver- 
hältnis zu dem oceupiorten Gebiet selbst, als auch zu don 
andern Staaton, das Vorteilhafte derartiger Abschlüsse nicht 
zu verkennen. Der occupiorende Staat wird oin grösseres 
Entgegenkommen bei den uncivilisierten Völkerschaften finden, 
wenn er, wie auch v. Wissmann in seinen Reden im Reichs- 
tag 3 ) ausgeführt hat, sich mit ihnen in Verhandlungen oin- 
lässt und seine Kolonisationsbestrobungon möglichst im Ein- 

1) v. Bornhaupt, Col.-Ztg. 1895, Nr. 2, S. 11. 

2) S'il y a traitö, il y a cession; s’il y a occupation, c'estqu il 
n’y a pas de traitö. — Salonion, S. 240. — Vgl. Itirier, S. 147, 
Anin. 1. 

3) Stenogr. Berichte 1889. Sitzung v. 25. Januar. 
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vorständnis mit den Unterworfenen ausübt. Für die „andern 
Glieder der Völkerrochtsgomeinschaft aber haben die Verträge 
den Wert, dass aus ihnen die Absicht und der Wille des 
Staates erhellt, seine Herrschaft auf das fragliche Gebiet zu 
erstrecken.“ *) Ja, man ist in der Praxis noch weiter ge- 
gangen, und es ist allgemeine Regel, „dass derartige Ver- 
träge von allen civilisierten Staaton für verbindlich erachtet 
und sowohl gegenüber den Eingeborenen als in ihren gegen- 
seitigen Beziehungen respectiert werden.“*) „Demzufolge 
werden andere Staaten, um politische Verwickelungen zu 
vermeiden, es unterlassen, das durch den Vertragsschluss 
bekundete Interesse eines Staates ihrerseits durch die Vor- 
nahme von Occupationshandlungon zu durchkreuzen.“ 1 2 3 ) 

Freilich, wo ein Staat ungehindert solche Verträge ab- 
schliessen kann, da mag in diesem Vorgehen oine geeignete 
Art erblickt werden, seine Interessensphären weiter auszu- 
dehnen. Praktisch bedeutsam und schwierig wird die Lage 
aber dann, wenn sich die mannigfaltigsten Verträge verschie- 
dener Staaten einander gegenüborstehon, oder gar noch 
weniger rechtlich begründete Ansprüche geltond gemacht 
werden. 4 ) Interessant sind hior z. B. die Ausführungen, 
welche von französischer Seite in Bezug auf das Binnenland 
von Togo gemacht wurden. Nach der „Politique coloniale“ 
(October 1895) schienen dort Besitzansprüche nur die franzö- 
sischen Expeditionen zu begründen, obgleich das Land nördlich 
vom 9. Breitengrade schon lange vorher von deutschon und 

1) Adam, S. 260 f. 

2) Heimburger, S. 113. 

3) Adam, S. 260 f. 

4) Vgl. Col.-Ztg. 1895 Nr. 48: „Französische Ansprüche auf 

das Hinterland von Togo“ von Dr. Grüner; — und 1896 Nr. 11: 
„Erfolge der Togoexpedition“ von v. Bornhaupt. 
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englischen Expeditionen erschlossen worden war. Auch im 
Hinblick auf die grossen Opfer an Geld und Menschen, die 
es gebracht habe, sollten Frankreich von Rechtswegen sämt- 
liche Gebiete innerhalb des Nigerbogens Zufällen. An Stelle 
der Verträge suchto die „Politiquo coloniale“ dio „d6pendance 
naturelle du Dahoraoy“ und „occupation efi'ective“ des bean- 
spruchton Landes zu setzen. — Die „döpendanco naturelle“ 
stellte sich aber bei der Feindschaft der Stämmo und der 
Verschiedenheit in Klima, Sprache, Abstammung, Sitte und 
Religion des Landes als blosse Nachbarschaft dar, und eine 
solche kann doch unmöglich gonügon, um daraus einen 
Besitztitel abzuleiten. Und was dio Stationierung einiger 
Soldatenabteilungen betraf, so widersprach dies direkt den im 
Verkehr der civilisiorton Völker üblichen Grundsätzen und 
bedeutete einfach die Proclamierung der nackten Gewalt 
gegenüber dem loyalen und massvolJen Vorgehen und don 
wohlborechtigton Intorossen anderer. Und gar von einor 
„occupation offoctivo“ durch eine Handvoll Soldaten reden zu 
wollen, bedeutete eine starke Zumutung; von einer geordneten 
Verwaltung, Rechtspflege und vor allem Sicherheit der Wege 
konnte da bei den ungeheuren Länderstrecken keine Rode sein. 

Als letztes Mittel zur Geltendmachung etwaiger Prioritäts- 
rechte bleiben also die Vorträge. Aber wie soll da entschieden 
werden, wenn dio eingeborenen Häuptlinge wiederholt gleich- 
zeitig Schutzvorträge mit don Agenten der verschiedenen 
Staaten schliossen 1 ) und bald ihren Machtbereich über die 
Wirklichkeit hinaus angeben, bald eine in Wahrheit nicht 
vorhandene Unabhängigkeit sich boimesson; auch ist es mehr- 
fach vorgekommon, dass die über die Tragwcito solcher Ver- 

1) Vgl. Bericht des Wölfischen Telegr. Bureaus in der Col.- 
Ztg. 1897, Nr. 44. 
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träge? aufgeklärten Häuptlinge teils dieselben anderen Expe- 
ditionen Zurückgaben mit dem Auftrag, in Europa Protest 
einzulegen gegen dio eventuell daraus abgeleiteten Protek- 
toratsansprücho, teils sie vernichteten, oder an ihren Obeikönig 
sandten, da sio garnicht befugt seien, bindende Verträge derart 
abzuschliessen. Es bleibt dann nur als einziges Einigungs- 
mittel, bei sonst regelmässig abgeschlossenen Verträgen als 
entscheidendes Merkmal der Gültigkeit die Zeit dos Abschlusses 
anzunehmen — prior temporo, potior jure. 

Dass bei einem späteren Begrenzungsvertrage ausser 
dieser Grundlage auch oino Berücksichtigung der wirtschaft- 
lichen Intoressen und der allgemeinen gedeihlichen Entwicke- 
lung der beiderseitigen Colonialgebioto nach Möglichkeit statt- 
findot, ist ganz erklärlich in Anbetracht dos Vorteils, welcher 
einesteils durch die Beseitigung der bishor vorhandenen Streit- 
punkte und andornteils durch Sicherung eines ihren Bedürf- 
nissen entsprechenden Tätigkeitsfeldes erwächst. 

Aus diesen Ausführungen, welche sich hauptsächlich auf 
die frühere Lago dor Verhältnisse in Togo beziehen, aber mit 
mehr oder weniger Abänderung auch für dio übrigen Schutz- 
gebiete zutreffend sind, ergibt sich unzweifelhaft, wie gerade 
solche Verträge mit Eingeborenen geeignet sind, hierdurch die 
Interessensphären weiter vorzuschieben und sich auf diese 
Gebioto gewisso Ansprüche zu erworben, dio auch von an- 
deren Staaten bei einer etwaigen Begrenzung der Interessen- 
sphären für verbindlich erachtet werden. Von vornherein als 
rechtlich geschützt gelten aber nur dio Gebiete, soweit sich 
die in Frage kommenden Staaten durch völkerrecht- 
lichen Vortrag über dio jedom zuzuweisende Interessen- 
sphäre geeinigt haben. — 
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Einer der bekanntesten völkerrechtlichen Verträge über 
die Abgrenzung der Interessensphären zweier Staaten (döli- 
mitation des sphöres d’influence) ist das Abkommen vom 
1. Juli 1890 zwischen England und Deutschland. Der 
Artikel VII desselben dürfte am deutlichsten das Wesentliche 
der rechtlichen Beziehungen beider Staaten kennzeichnen. 
Es heisst daselbst: 

Jede der beiden Mächte übernimmt die Verpflich- 
tung, sich jeglicher Einmischung in diejenige Inter- 
essensphäre zu enthalten, welche der andern zuer- 
kannt ist. Keine Macht wird in der Interessensphäre der 
andern Erwerbungen machen, Verträge abschtiesson, 
Souveränetätsrechte oder Protektorate übernehmen 
oder die Ausdehnung des Einflusses der andern 
hindern. Es besteht Einverständnis darüber, dass 
Gesellschaften oder Privatpersonen, welche der einen 
Macht angehören, die Ausübung von Souveränetäts- 
rechten innerhalb der Interessensphäre der andern 
Macht, ausser mit Zustimmung der letzteren, nicht 
zu gestatten ist. 

Dieser Passus findet sich fast in allen derartigen Verträgen 
zweier Colonialmächto. Die wichtigsten deutschen Verträge 
sind die mit England: vom 7. Mai 1885 und 15. November 
1893 über Kamerun, vom 9. April 1886 über den Stillen 
Ocean, vom 1. November 1886 und 1. Juli 1890 über Ost- 
afrika; die mit Frankreich: vom 24. Decomber 1885 über 
Contralafriba und die Südsee, vom 15. März 1894 über 
Kamerun, vom 27. Juli 1897 über Togo; und der Vertrag 
mit Portugal: vom 30. December 1886 über Ostafrika. 

Was in diesen Verträgen zum Ausdruck gebracht ist, 
bedeutet entweder Verzicht eines der Contrahenton auf ein 
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beiden Teilen zustehendes Recht, seinen Einfluss woitor 
auszudehnon, oder die ausdrückliche Anerkennung otwa 
schon besetzter Gebiete, oder auch Regelung der Grenzen 
uud Aufgabe schon occupierter Länder; mit andern Worten: 
Die Interessensphäre ist das Resultat eines Vortrages zweier 
Staaten, der von ihnen, und auch nur von ihnen allein, in 
der Absicht und mit der Bestimmung geschlossen wird, ge- 
wisse koloniale Gebiete als der Gebietshoheit eines der beiden 
Staaten unterstehend zu betrachten. Der reehtserzeugendo 
Gebietserwerbsakt bleibt aber immer die noch zu vollziehende 
Occupation. „La priso do possession effective, sous la forme 
d’une Organisation suffisanto de la souverainetö, peut seulo 
servir de base au droit d’un Ktat d’exclure Taction des autres 
pays qui voudraient ötablir leur pouvoir sur le memo 
territoire.“ 1 2 ) 

Mit diesen Ausführungen stimmt im allgemeinen auch 
die Ansicht üborein, welche Dr. Kayser im Reichstag-’) über 
das Wesen der Interessensphäre im Gegensatz zum eigent- 
lichen Schutzgebiet vortritt, und die „der Praxis entspricht, 
welche sowohl die Gesetzgebung wie die Verwaltung seit dor 
Inaugurierung einer Kolonialpolitik beobachtet hat.“ Kayser 
weist ausdrücklich darauf hin, dass „Schutzgebiet“ ein staats- 
rechtlicher Begriff sei, auf welchen die deutschen Verord- 
nungen und Gesetze Anwendung finden, dass aber „Inter- 
essensphäre“ ein internationaler Begriff sei, -der nichts weiter 
bedeutet, „als dass vermöge eines Abkommens, das zwei 
Staaten mit einander schliessen, der eine Staat dem andern 
eine volle Aktionsfreiheit in einem gewissen Gebiete gewährt.“ 

1) Desjiagact, Les occupations, S. 106. 

2 ) VIII. Leg.-Periode 2. Sess. 1892 — 93. 55, Sit/.uug. 
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Wenn dies auch der Standpunkt ist, welchen die deutsche 
Kegierung einniramt, so hat dorselbo doch keineswegs in der 
Litteratur und Thoorie allgemeine Geltung gewonnen. Nach 
Zorn sind z. B. „Interessensphäre“ und „Schutzgebiet“ recht- 
lich gleichbedeutend. 1 ) „Ein juristischer Unterschied zwischen 
Kolonie, Schutzgebiet, Interessensphäre kann nicht anerkannt 
werden: auch die Interessensphäre ist der Souvoränetät des 
Staates unterworfen, wie das Schutzgebiet; der Unterschied ist 
nur ein tatsächlicher, insofern im letzteren die Staatsgewalt 
bereits aufgerichtet ist, in der ersteren vorerst nur die recht- 
liche Möglichkeit hierfür geschaffen ist, aber als eine aus- 
schliessliche Befugnis andern Mächten gegenüber.“ 

Darauf ist zu erwidern, dass die Souvoränetät des Staates 
sich noch keineswegs auf dio Interessensphäre erstreckt. 2 ) 
Denn das Schutzgebiet ist ausdrücklich der Staatsgewalt 
unterstellt; gemäss der Congoakte sind Publicität und Effec- 
tivität hierzu erforderlich (s. Artikel 34, 35); beide Faktoren 
fehlen aber gänzlich bei der Interessensphäre: donn einmal 
gibt es Verträge über Abgrenzung der Interessensphären, 
ohne dass ihr Inhalt publiciert worden ist, z. B. Deutschland 
und England über Togo am 1 2./14. März 1888, Frankreich 
und England über Sierra Leone am 2. December 1891 und 
am 4. März 1892; und zweitens ist an eine Machtäusserung 
der betreffenden Staaten in den meist noch völlig unerforschten 
Gobieton noch garnicht zu denken. Die durch dio Berliner 
Akte aufgostellten Grundsätze wären also vollständig umge- 
stosson. Und wie weit die ausschliessliche Befugnis andern 
(dritten) Mächten gegenüber geht, davon ist später noch in 
§ 5 zu roden. Die Vorträge aber als eine durch „urkund- 

1) Zorn, S. 567. 

2) Vgl. v. Liszt, S. 73. 
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liehe Abmachung ersetzte tatsächliche Occupation anzuschen 
und damit die Interessensphäre mit dem Schutzgebiet zu 
identificieren,“ muss entschieden als eine Verkennung der 
wirklichen Bedeutung derselben und den Grundsätzen der 
Congoakte widersprechend hingostelit werden. Zorn ist denn 
auch wohl als einziger Vertreter dieser Ansicht zu nennen. 
Denn wenn Garois 1 2 3 * * * * ) (und ähnlich v. Stengel) die Interessen- 
sphäre bezeichnet „als ein durch Vertrag zweier oder mehrerer 
Staaten (Kolonialmächte) abgegrenzt bozeichnetes Gebiet, in 
Bezug auf welches einem dieser Staaten das Anoignungs- 
(Occupations-)rocht ausdrücklich und ausschliesslich vorbo- 
halten ist,“ so widerspricht auch diese Ansicht der Meinung 
Zorns ebenso, als wenn Laband schreibt:*) „Die Interessen- 
sphären beruhen auf völkerrechtlichen Verträgen und haben 
eine ausschliesslich völkerrechtliche Bodeutung. Die Verträge 
setzen bestimmte Grenzen fest, welche die kontrahierenden 
Staaten bei der Begründung von Schutzherrschafton gegen 
einander zu beobachten versprechen. Während die Schutz- 
gebiete nur so weit roichen, als eine cffective Oborhoheit des 
schutzhorrlichen Staates besteht, begrenzen die Interessen- 
sphären Gebiete für zukünftige Occupationen und Schutz- 
herrschaften, so lange nicht das ganze Gebiet der Interessen- 
sphäre der Schutzgowalt eft'eetiv unterworfen ist. Sie begründen 
daher unter den Contrahonton ein ausschliessliches Recht zur 
Occupation, ein jus excludendi alium.“ 8 ) 

1) Gareis, Col.-R., S. 3. 

2) Laband, Staatsr., S. 270. 

3) Arndt., S. 764 . . . es ist zn erwähnen, dass unter Inter- 

essensphäre kein staatsrechtlicher, sondern ein völkerrechtlicher Be- 

griff zu verstehen ist, auch nicht das jus excludendi alios, sondern 

nur alteruni, nämlich nur den, der das Interessengebiet mit bestimmt 

hat [vgl. unten § 5]. 
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§ 4. Versuch einer begrifflichen Abgrenzung der beiden 

Rechtsflgurcn auf reehtshistorlschcr Grundlage. 

Dor Ausdruck „Hinterland“, der auch in die französische 
Rechtsspracho aufgenommen ist, 1 ) wird in der Litteratur ge- 
wöhnlich als gleichbedeutend mit „Interessensphäre“ gebraucht. 
Die Entstehung einer „Hinterlandstheorie“ ist noch jüngeren 
Datums, und sie ist erst durch Deutschland zur jetzigen Ent- 
wickelung gebracht. Als ein diesom Vorgchon ähnliches 
Verfahren, sich über Kolonialgebiete zu einigen, bezeichnet 
zwar Despagnet schon dio berühmte Dulle Alexanders VI. 
vom 4. März 1493, in der derselbe, ähnlich wie soino Vor- 
gänger den Portugiesen die im Osten zu erobernden Länder, 
dio im Westen zu erobernden Länder den Spaniern schenkte: 
„Insulao novi Orbis a Ferdinando Hispaniarum rege, 
et Elisabeths Rogina ropertae, et reporiendae, conce- 
duntur eiusdem propagandae fidei Christianae causa.“ 

§ 6 de nostra mera liberalitate, et ex 

certa scientia, ac de Apostolicae potestatis plenitu- 
dine, omnes insulas et terras tirmas inventas et in- 
veniendas, detectas et detegendas versus Occidontem 
ot Meridiem fabricando, et construendo unam lineam 
a polo Arctico, scilicet Septentrione, ad Polum Ant- 
arcticum, scilicet Horidiom, sive terrae firmae, et in- 
sulao inventao et inveniondae sint versus Indiam 
aut versus aliam quameumque partom, quae linea 
distet a qualibet Insularum, quae vulgariter nuncu- 
pantur de los Azores y cabo vierdo, centum loucis 
vorsus Occidontem et Meridiem, ita quod omnes in- 
sulao, et terrae firmae repertao et reporiendae, 

1) Vgl. pays d’amont (Rivier); pays d’arriere (Despagnet). 
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deteetae et dotegendae a praefata linia versus Occi- 
dentem, et Meridiem per aliura Regem aut Principem 
Christianum non fuerint actualiter possossae usquo 
ad diem Nativitatis Domini nostri Jesu Christi proximi 
praeteritum: a quo incipit annus presens miilesimus 
quadringentesimus tertius, quando fuerunt perNuntios 
et Capitaneos vestros inventao aliquae praedictarum 
insularum, auctoritate omnipotentis Doi nobis in beato 
Petro concessa, ac Vieariatus Jesu Christi, qua fun- 
gimur in terris, cum omnibus illarum Dominiis, Ci- 
vitatibus, Castris, Locis, et Villis, juribusquo otjuris- 
dictionibus, ac pertinentiis universis vobis, haoredi- 
busque et succossoribus vestris (Castollao ot Legionis 
Regibus) in perpetuum tenoro praesontium douamus, 
et assignamus: Vosquo et hacredes ac successores 
praefatos illarum dominos cum plena, libera, et 
omnimoda potestato, auctoritate, et jurisdictione, 
facimus, constituimus, et deputamus, 

§ 7. Decernentes nihilominus per huiusmodi 
donationem, concessionom, et assignationem nostram 
nulli Christiano Principi, qui actualiter praofatas in- 
sulas et terras firrnas possederit usquo ad dictum 
diem Nativitatis Domini nostri Jesu Christi jus 
quaesitum sublatam intelligi posso, aut auferri 
debere. 1 ). 

Schon im folgenden Jahre wurde aber durch den Vortrag 
von Tordesillas die Rava, d. h. die Grenzlinie von Pol zu Pol, 
um 270 Seemeilen nach Westen gelegt, so dass infolgedessen 
Portugal ein Anrecht auf Brasilien erhielt. 2 ) 

1) Bullarium Romanum, S. 233 ft. 

2) Schlosser, Weltgeschichte 1885, IX, S. 176. 

3 
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Ein anderes Abkommen dieser Art ist ferner der Vortrag 
zwischen Frankreich und England über die Neuen Hebriden 
und die Inseln Sous Io vent do Tahiti vom 19. Juni 1847. 
In demselben wurde beschlossen: 1 ) 

1) A reconnaitre formellement l’ind^pendance dos ilos 
sous lo vent do Tahiti et dos petites lies adjacentes 
ou döpendant do ces ilos. 

2) A no jamais prendre posscssion des dites Ilos, ni 
d aucune d’elles, soit d’une maniöre absoluo, soit ä 
titre de protectorat, ou sous quelque formo quo ce soit; 

3) A ne jamais reconnaitre qu’un princo ou chef, 
regnant ä Tahiti, puisso, en meine temps, rögner sur 
une ou plusieurs des autres lies ci-dossus mention- 
nües; ni r^ciproquemcnt, qu’aucun prince ou chef, 
ri'gnant sur une ou plusieurs dos autres ilos, puisse 
r^gner en meme temps ä Tahiti: l’indöpendanco 
reciproquo des lies ci-dessus mentionnßes, et do 
l’ilo de Tahiti et de sos dependancos, ötant ötablie 
en principe. 

Unzweifelhaft sind sowohl in jener Bulle als auch in 
diesem Vertrage ähnliche Gesichtspunkte zum Ausdruck ge- 
bracht, wio in den modornen Abkommen iibor Kolonialgebiete, 
und man wird sie nicht mit Unrecht als deren Vorläufer be- 
zeichnen können. Aber praktisch bedeutsam ist diese Theorie 
erst geworden seit der Aufteilung Afrikas in den letzten 


1) N. R. G. X, sörie I, S. 598. — Aufhebung des Vertrages 
am 30. Mai 1888. N. K. G. XVI, S. 825. — Ein endgültiges 
Abkommen zwischen Frankreich und England, welches hinsichtlich der 
Verwaltung dieser Inseln die bisher zwischen den beiden Regierungen 
strittigen Fragen regelt, wurde am 26. Februar 1906 in London 
unterzeichnet. (Tügl. Rundschau, Jalirg. 1906, Nr. 103). 
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zwanzig Jahren, insbesondere durch ihre Anwendung soitons 
Deutschlands. 

Der Begriff des Hinterlandes deckt sich in vielen Be- 
ziehungen mit dom dor Interessensphäre; doch einige Unter- 
schiede werden festzustellen sein. Dor Ausdruck Interessen- 
sphäre birgt noch etwas Unbestimmtes, Unbegrenztes in sioh, 
das Hinterland dagegen ist ein bestimmtes Land, es bezeichnet 
etwas Abgeschlossenes. Durch Abgrenzung soinor Interessen- 
sphären beugt der Staat den mit andern Kolonialmächten dro- 
henden Kollisionen vor, durch eine vollständige Begrenzung 
sämtlicher Interessensphären aber reserviert er sich „für seine 
bereits occupierten bezw. unter seine Schutzherrschaft ge- 
stellten Gebiete ein „Hinterland“, in welchem die Occupation 
ohne Gefahr einer Kollision mit don rivalisierenden Nachbar- 
mächten in Zukunft fortschreiten kann.“ 1 ) 

Wie sich die Interessensphären allmählich weiter vor- 
schieben, wie die Demarkationslinien iramor tiefer in das 
Binnenland eindringen, und wie sich schliesslich durch ent- 
sprechende Abgrenzungsvorträge die Interessensphären zum 
Begriff eines „Hinterlandes“ umwandeln, mag an Hand der 
französisch-englischen Verträge über die westafrikanischen 
Besitzungen näher erläutert werden. 

Im Jahre 1783 wurde zwischen England und Frankreich 
folgender Vertrag geschlossen: 4 ) 

Art. IX. — Le roi de la Grande-Bretagne cede 
en toute propri6t6 et garantit ä Sa Majestö Trös- 
Chrötienne la riviöro de S<n<§gal et ses d^pondances, 
avec les ports de Saint-Louis, Podor .... 

Art. X. — Le roi Trds-Cbr6tien garantit de son 

1) Ullmann, S. 188 — Vgl. Kivier, S. 150; v. Stengel, S. 5. 

2) liouard de Card, Les Territoires, S. 195 f. 

3 * 
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cöt6 au roi de la Grande-Brotagno la possossion du 
fort James et de la riviöro do Garnbie. 

Art. XI. — Pour prövenir toute discussion dans 
cette partie du monde, les deux Hauts contractants 
nommeront .... des commissairos, lesquels seront 
* cbarges de döterminor et fixer les bornes des pos- 
sessions respectives. Quant ä la traito de la gomme, 
los Anglais auront la libertö do la faire depuis l'em- 
bouchure do la riviöre de Saint-Jean jusqu’ä la bayo 
et port do Portendic inclusivement. Bien entendu, 
qu’ils ne pourront fairo dans la dito riviöre Saint- 
Jean, sur la cöte, ainsi quo dans la baye de Por- 
tondic aucun ötablissement permanent de quelque 
naturo qu’il puisse etre. — 

Allen „ferneren Diskussionen“ vorzubeugen, dazu war 
dieser Vertrag allerdings nicht geeignet; insbesondere stollten 
sich bezüglich der Handels- und Schiffahrtsangelegenheiten 
bald mancherlei Unzuträglichkeiton heraus, so dass am 
7. Marz 1857 eine Neuregelung der Verhältnisse stattfand. 
Nachdem dann in den folgenden Jahrzehnten der „dunkle 
Erdteil“ genauer erforscht war, und beide Staaten ihro Macht- 
bereiche bis weit in das Binnenland hinein ausgodobnt batten, 
glaubte man in dom Vertrage vom 11. August 1889 ein end- 
gültiges Übereinkommen treffen zu können, freilich — wie 
sich sehr bald herausstellte — mit Unrecht. Do Card schreibt 
darüber S. 14: „L’arrangement du 10 aoüt 1889, considörö 
commo un acte fondamental, ötait ä certains egards bien in- 
suffisant.Nou seuleracnt il indiquait la dölimitation d’uno fa^on 
trop vague et trop gönörale, raais encore, pour les territoiros 
de la Cöte d’Or et do la Goto des Esclavos, il l’anetait au 
9° degrö de latitude Nord.“ 
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Neue, genauere Abgrenzungen wurden wiederum erfor- 
derlich. Man gelangte in den nächsten Jahren zur Einigung 
über folgende Gebiete: am 26. Juni 1891, Arrangement rolatif 
ä la frontiere ontro los possessions anglaises et fran 9 aises, au 
nord et ä Test de Sierra Leone et ä la Cöte d’Or; am 12. Juli 
1893, Arrangement pour la dGlimitation des possessions an- 
glaises et fran^aisos ä la Cöto d’Or; und am 21. Januar 1895, 
Arrangement fixant la frontiöre des possessions anglaises et 
fran^aises au nord et ä Test de Sierra Leone. Bezüglich der 
Grenzlinien des 9. Breitengrades konnte man noch koin be- 
friedigendes Resultat erzielen, so dass die Verhandlungen 
einstweilen abgobrochen werden mussten. Erst am 14. Juni 
1898 wurden in einor, durch Zusätze vom Jahre 1899 ver- 
vollständigten, Convention pour la dGlimitation des possessions 
franQaises et anglaises situöes dans la boucle, et ä l’ouest et 
ä Test du Niger (Cöte d’Ivoire, Soudan, Dahomey, Cöto d’Or, 
Lagos etc.) die westafrikanischon Streitfragen endgültig gelöst. 

Aus einer Nachprüfung dieser Verträge dürfte wohl er- 
sichtlich werden, wie das verschwommene Bild der Interessen- 
sphäre nach und nach bestimmtere Konturen gowinnt, wie 
diese teilweison Begronzungslinien sich allmählich zum ge- 
schlossenen Ganzen - dem „Hinterlando“ — verbinden, 
und wie damit eine bestimmte Form und Grösse dem Kolo- 
nialgebiet zuorkannt wird, das jetzt ungefährdet der Verstaat- 
lichung offen steht. Denn noch ist das Gebiet ja nur „Hinter- 
land“ und bezeichnet nicht die gegenwärtige Ausdehnung der 
Territorialgewalt, sondern eine Einigung über das Land, 
wolches die in Betracht kommenden Kolonialmächte sich für 
spätero Erwerbung gegenseitig Vorbehalten. 

Eine gleiche Ansicht, wie dio letzteren Ausführungen, 
finden wir auch bei Despagnet (I,es occupations, S. 109) 
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vertreten: „L’essenee do co proc6d6 consiste ä fixer par un 
accord international une ligne en de<;ä do laquelle chaque 
pays a lo droit d'occupation ou d’ötablissement de protectorat, 
ä l’exclusion do l’autro fitat contractant.“ — „En retour chaque 
pays contractant s’oblige ä ne faire aucuno tentative d’aequi- 
sition de territoire, ou de protectorat et ä ne pas entravor 
l’influnnce do l’autro Ütat au delä de la ligne fixde.“ — Und 
ebenso schreibt Bonfils (S. 298): „Um Anlässe und Gründe 
zu Streitigkeiten möglichst zu verhüten, vereinbaren die Ko- 
lonialmächte oft in besonderen Verträgen, dass jede von ihnen 
innerhalb einer fest bestimmten Zone den ausschliesslichen 
Einfluss haben solle, und dass sich die andere Vortragsmacht 
jedes Versuches, in der dor orstoren vorbehaltenen Interessen- 
sphäre eine Occupation vorzunehmon oder eine Schutzherr- 
schaft zu begründen, enthalten müsse. Das in dieser Weise 
bestimmte Gebiet bezeichnet mau als „Hinterland“. 

Es ergibt sich also das Rosultat, dass die rechtliche 
Stellung der auf diese Wciso geschützten Gebiete der oiner 
fictiven Occupation gleichkommt, und es ist nicht zu leugnen, 
dass die Diplomatie in der Hinterlandstheorie eins der wirk- 
samsten Mittel erfunden hat, um den Vorschriften der Ber- 
liner Kongoakte zu entschlüpfen und zur fictiven Occupation 
zurückzukehren. 1 ) Tatsächlich ist auf dieso Weise Afrika 
zwischen den europäischen Kolonialmächten eingeteilt, ob- 
wohl noch lange nicht daran zu denken ist, dass überall 
auch eine ausreichende Herrschaft eingerichtot ist, um Ruho 
und Ordnung im Innern aufrecht zu erhalten und das Land 
gegen Angriffe von aussen her zu schützen. „Politiquement 
l’Afrique n'a plus d’espaco restant en blanc sur los cartes 

1) Vgl. Salomon, S. 254. 
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geographiquos, parce quo, memo dans les parties, peu ou 
point occupöes, les liltats europöens se sont partagö le con- 
tinont.“ 1 ) — 

Da das Hinterland nach unsern Ausführungen ein nach 
allen Seiten begrenztes und durch Vertrag gesichertes Land 
darstellt, so orweist os sich tatsächlich als eine Vorstufe des 
Staatsgebietes, auf das sich schon, noch bevor die eigentliche 
Besitzergreifungshandlung verwirklicht worden wäre, eine ge- 
wisse staatsrechtliche Herrschaft erstreckt. Und ohne dass es 
jedesmal einer besonderen Mitteilung an die übrigen Mächte 
bedürfte, vollzieht sieh die Verstaatlichung allmählich und 
schrittweise, und zwar nicht bloss räumlich, so dass ein Stück 
Landes nach dem anderen unter den Schutz und die Herr- 
schaft des Staates gestellt wird, sondern auch der Intensität 
nach, so dass die Organisation von Verwaltung und Rechts- 
pflege mit dom Fortschroiton derFlaggo Hand in Hand gehen, 
ja sogar ihr oft vorauseilcn. 

Übor soino Interessensphären besitzt der Staat noch keine 
kolonialo Herrschaft, folglich kann or für sie auch keine Ge- 
setze mit unmittelbarer Geltung und Wirksamkeit erlassen; 
erst wenn die Interessensphäre zum Schutzgebiet goworden 
ist, ist dies möglich. So lango also unsere sogenannten 
Schutzgebiete teilweise noch Interessensphären sind, goht dor 
Geltungsboreich der für dieselben orlassoncn Gesetze und 
Verordnungen jeweils nur so weit, als tatsächlich die Herr- 
schaft begründet ist. „Ja, wir sind sogar vielfach garnicht in 
der Lage, in der deutschen „Interessensphäre“ denjenigen 
Verordnungen Geltung zu verschaffen, die wir für das Schutz- 
gebiet erlassen. Wir würden uns sogar möglicherweise in 

1) Catellani, Kcvnc de droit international 1899, S. 184. 
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allerlei schwere Verwickelungen begeben, wenn wir üborall 
da, wo deutscho Interessensphären auf Grund intornationaler 
Abmachungen vorhanden sind, jedermann schon den vollen 
Schutz angedeihen lassen wollten, den wir nur gewähren 
können innerhalb derjenigen Gebioto, die wirklich durch 
Allerhöchste Ordre in den Schutz des deutschen Roiches 
gestellt worden sind.“ 1 2 ) 

Das liegt auch in dor Natur der Sacho, dass die Gesetze 
nicht für jono weiten, unbegrenzten Länderstrocken gegeben 
sind und dort Geltung haben sollen, sondern nur für tatsäch- 
lich beherrschtes Gobiot. Aber es ist andrerseits auch selbst- 
verständlich, dass mit der Ausdehnung dor Herrschaft auch 
die bereits verkündeten gesetzlichen Vorschriften in den 
später occupierten Gebieten in Kraft treten, ohne dass eine 
wiederholte Verkündigung notwendig, und ohne dass in den 
botroffenden Gosetzon ausdrücklich bestimmt ist, dass die 
darin enthaltenen Vorschriften auch für die Interessensphären 
gelten sollen, wie dies z. ß. in dor Vorordnung dos Kaiser- 
lichen Kommissars für das südwestafrikanische Schutzgebiet 
vom 4. Januar 1892 betreffend die Ausübung dor Jagd ge- 
schehen ist. 5 ) Auf Grund einer Verordnung vom 2. Mai 1894 
(R. G. Bl. S. 461) ist aussordem der deutscho Reichskanzler 
ermächtigt, „für diejenigen innerhalb einer deutschen Inter- 
essensphäre in Afrika gelegenen, zu dem Schutzgebiete bisher 
nicht gehörenden Gebietsteile, hinsichtlich deren dor fort- 
schreitende Einfluss der deutschen Verwaltung die Vereinigung 
mit dem. Schutzgebiete angezeigt orscheinon lässt, die hierzu 
erforderlichen Anordnungen in Betreff dor Organisation der 


1) Kaysor, Steuogr. Keicbstagsber. 55. Sitz, am 1. März 1893- 

2) Vgl. v. Stengel, It.-V., S. 56. 
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Verwaltung und Rechtspflege nach Massgabo der' für das 
Schutzgebiet geltenden Vorschriften zu treffen.“ 

Anders ist die Sachlage aber, wenn sich die Interessen- 
sphäre schon zu dem engeren Begriff des Hinterlandes ver- 
dichtet hat. Und so erklärt es sich auch, wenn für solche 
Gebiete von Deutschland mit den Niederlanden am 21. Sep- 
tember 1897 (R. G. Bl. S. 747) ein Vertrag geschlossen wurde, 
durch den sich das Reich zur Auslieferung der in deutsches 
„Hinterland“ geflüchteten Vorbrochor verpflichtet, andrerseits 
aber die Eingeborenen dieser Gebiete ebenso - wie dio deut- 
schen Staatsangehörigen von der Auslieferung ausnimmt. — 
Und einer gleichen Auffassung entspricht es, wenn der Aus- 
druck Hinterland in der Novelle vom 2. Juli 1899 (R. G. Bl. 
1899 S. 365) zum Schutzgebiotsgesetz vom 17. April 1886 in 
dem Sinne gebraucht wird, dass die Bestimmungen über 
Kolonialgcscllschafton auch für die Gesellschaften Anwendung 
finden sollen, „welche den Betrieb eines kolonialen Untor- 
nehmens in dem „Hinterland“ eines deutschen Schutzgebietes 
oder in sonstigen dem Schutzgebiet benachbarten Bezirken 
zum Gegenstand und ihron Sitz entweder im Reichsgebiet 
oder in einem Konsulargorichtsbezirk haben.“ 

Während also in den Interessensphären von einor staat- 
lichen Machtäusscrung noch koine Redo ist, sehen wir, dass 
in dom nach allen Seiten begrenzten und geschützten Hinter- 
land sehr wohl Hoheitsrechto der betreffenden Kolonialmacht 
geltend gemacht werden können. Völkerrechtlich ist ja, 
genau genommen, auch das Hinterland noch ein territorium 
nullius, aber dio tatsächliche Unmöglichkeit einer Einwirkung 
dritter Staaten auf das Gebiet - es müssten denn gerade 
vertragsmässige Rechte verletzt werden — gewährleistet schon 
eine Ausübung staatlicher Herrschaft ohne die Gofahr, dass 
daraus irgendwelche Verwickelungen entstehen könnten. 
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$ 5. Rechtliche Bedeutung der Interessensphäre und 
des Hinterlandes im Verhältnis zu dritten Staaten. 

Im Vorkehr der Staaten untor einander haben die Begriffe 
Interessensphäre und Hinterland völkerrechtliche Bedeutung 
erlangt, und in den zahlreichen Abgrenzungsverträgen sind 
ihre charakteristischen Merkmale festgelegt, nämlich die Ver- 
pflichtung, sieh jeglicher Einmischung in die Interessensphäre 
der andern Macht zu enthalten und der Ausdobnung ihros 
Einflusses in keiner Weise hindernd in den Weg zu treten. 
Auch hier schafft die Form dos durch „zwischenstaatliche 
Willensbindung entstandenen Vortrages, der seine Verwirk- 
lichung im staatlichen Leben und seinen endgültigen Schutz 
wieder in der Wechselseitigkoit des zwischenstaatlichen Ver- 
kehrs findet,“ *) eine neue Norm der internationalen .Rechts- 
ordnung. 

Und wie weit diese Normen Geltung zu beanspruchen 
haben, das ergibt sich aus dem Charakter des Vertrages als 
dem Mittel zur Herstellung eines gemeinsam gewollten Rechts- 
zustandes. Dieser gewollto Rechtszustand tritt abor, gleich- 
wie im privatrechtlichen Vertrage, nur für die Vertragsparteien 
ein. Die Kontrahenten erhalten Berechtigungen und über- 
nehmen Verpflichtungen; Rechte und Pflichten entstehen aber 
nur für sie, und nur sie allein sind an ihren Vortrag ge- 
bunden, nicht dritte Staaten. 

Das gilt auch für den Begriff des Hinterlandes. „11 est 
lc rösultat d’un contrat et, par suite, il ne peut avoir qu’une 
oxistenco relative, en d’autres termes il no peut etre opposö 
qu’aux pays contractants com me il ne peut etre invoque que 
par eux.“ s ) 

1) Stoerk, Staatsverträge, 8. 525. — Vgl. Nippold, S.250, S. 94 f. 

2) Despagnet, Les occupations, S. 115. 
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Eingriffe dritter Staaten in fremdes Hinterland oder in 
fremdo Interessensphären, dio doch nur für die Vertragsraäcbto 
als fictiv occupierto Gebiete gelten, können sich deshalb auch 
nicht als Rechtsverletzung darstellen j denn fictiv occupiertes 
Gebiet gilt völkerrechtlich als herrenlos, steht also noch für 
etwaigo Erwerbungen dritter Kolonialmächte offen. Hänels 
Ausicht dürfte daher nicht boizustim men sein, wenn er (S. 838) 
schreibt: „es ist aber nicht minder zweifellos, dass der Ein- 
griff einer dritten Macht in dio ausschliesslicho Interessen- 
sphäre, wenn sie sich nicht auf einen früheren und besseren 
Rechtstitel zu stützen vermöchte, als Verletzung nicht nur oines 
Intoresses, sondern eines Rechts betrachtet werden müsste.“ 
Es kann allerdings nicht geleugnet worden, dass ein 
Eindringen in fromde Interessensphären sich immerhin als ein 
feindseliger Akt qualificieron würde, der tatsächlich nur sehr 
selten ausgoführt worden dürfte, aber keineswegs ist darin 
ohne weiteres eine Rechtsverletzung zu sehen. Dieser gleichon 
Meinung ist z. B. Adam (S. 284): „Die Verträge präjudicieren 
nicht dem Occupationsrechte unbeteiligter Staaten, wenn auch 
das letztere factisch kaum sich verwirklichen dürfte,“ und 
ähnlich v. Stengel (S. 4f.): „Dritte bei der Vereinbarung nicht 
beteiligte Staaten sind an und für sich nicht gehindert, in die 
durch die Vereinbarung festgesetzte Interessensphäre anderer 
Staaten einzugreifen, jedoch wird in dor Regel dio Rücksicht- 
nahme, die sich dio Staaten im völkerrechtlichen Verkehr 
schulden, von derartigen Eingriffon abhalten.“ 

Der Umstand, dass ein Abgronzungsvortrag anderen 
Staaten mitgeteilt ist, kann rochtlich ebenfalls nicht in Be- 
tracht kommen ; vielfach hat man denn auch von einer Publi- 
kation solcher Vereinbarungen Abstand genommen. 1 ) Denn 
1) Vgl. van Ortroy, S. 162. 197. 266. 
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für die völkerrechtliche Gültigkeit ist eino Publikation nicht 
orforderlich : die Kontrahenten, also die Staaten als solche, 
sind auch ohne diesolbo gebunden. Die Publikation gehört, 
wo sie überhaupt möglich und nötig ist, um z. B. dem Ver- 
trage auch innerstaatliche Existenz zu verleihen, völkerrecht- 
lich bereits zur Ausführung des Vortrages. 1 ) Ob aber nicht 
eine Publikation der Verträge zwecks Erleichterung des 
internationalen Rechtsverkehrs im völkerrechtlichen Interesse 
liegt, das ist eine Frage von rein praktischer Bedeutung, die 
aber mit der Gültigkeit des Vortrages an und für sich in 
keinem Zusammenhang steht. 2 ) Auch ohno oino rechtliche 
Notwendigkeit zu sein und ohno rechtliche Folgen nach sich 
zu ziehon, wird deshalb eino Publikation stets wünschens- 
wert sein, falls nicht politische Gründe dagegen sprechen. 
Rechtliche, andere Staaten von einer etwaigen Occupation 
ausschliossendo Wirkung darf ihr aber keineswegs beigolegt 
werden. „II est cortain, que la notification aux puissances 
no pout pas pröceder la prise de posscssion röolle, sous poine 
de paralyser par un acte diplomatique la libro initiative des 
pays dt*sireux d’occupcr le meme territoiro, et do retomber 
ainsi dans la pratiquo do l'occupation fictive. — La notifi- 
cation ne pent etro ainsi qu’une formalitö comph'mentaire de 
l’occupation röelle ct, en quelque Sorte, le rnoyen dassuror 
sa publicitö.“ 3 ) — 

Als ein interessantes Beispiel dafür, dass Vertrage über 
Interessensphären nur für dio Kontrahenten verbindlich sind, 

1) Vgl. Jelliuck, S. 56 

2) Vgl. Nippold, S. 126. — Actes de la Conference Diploma- 
tique conceruant la creation d’une Union internationale pour la publi- 
cation des traites, reunie ä Berne du 25 septembre au 8 octobre 1893. 
N. R. G. XXI, S. 460 ff. 

3) Despagnct, Les occupations, S. 107. 
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nicht aber auch von unbeteiligten Staaten beobachtet worden 
müssen, mag an die Besetzung Faschodas 1898 durch Frank- 
reich orinnert werden. 1 * * ) England dagegen beanspruchte diesen 
Ort für sich, woil or in seiner Interessensphäre gelogen sei; 
dio diesbezüglichen Verträge mit Deutschland, Italien und 
dem Congostaat, sowie die Ausführungen ihres Unterstaats- 
sekretärs Sir Edward Groy liossen darüber keinen Zweifel, und 
eine französische Expedition in diese Gogenden müsse daher 
als „un acte peu amical“ angosehon werden. 

Die betreffenden Verträgo lauten: 4 ) 
a) Vertrag mit Deutschland vom 1. Juli 1890, Art. I; 3,2: 
Das Grossbritannien zur Geltendmachung seines 
Einflusses vorbohaltono Gebiet wird begrenzt: im 
Norden durch eine Linie, welche an der Küste am 
Nordufer des Jubaflusses beginnt, dem genannten 
Ufer des Flusses entlang läuft und mit der Gronzo 
desjenigen Gebiets zusammonfällt, welches dem Ein- 
flusso Italiens im Gallalando und in Abyssinion bis 
zu den Grenzen Egyptens vorbohalten ist. 

Und noch genauer heisst es in Art. IV dos Vortrages 
vom 15. November 1893: 

Es wird vereinbart, dass der Einfluss Deutschlands 
Grossbritannien gegenüber sich nicht östlich über 
das Flussgebiet des Schari hinaus ausdehnen soll, 
und dass dio Gebieto Darfur, Kordofan und Babr-el- 
Ghazol von der deutschen Interessensphäre selbst 
dann ausgeschlossen sein sollen, wonn sich heraus- 

1) Vgl. Rouard de Card, Les Territoires, S. 163 ff., 141 ff. 

2 llartens-Stoerk, N. R. G. 2. Serie, XVI, 895. — XX, 276. — 

XVIII, 175. — XX, 805. 
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stollt, dass Nebenflüsse des Schariflusses innerhalb 
dor erwähnten Gebiete gelegen sind. 

b) Der Art. II des Vortrages mit Italien vom 24. llärz 1891 : 
La ligne do dömarcation, dans l’Afriquo orientale, 
entre los sphöros d'influence rospectivement rösor- 
v6cs ä l’ltalio ct ä la Grande-Bretagne, suivra, ä 
partir de la mer, le „thalweg“ du fleuvo Juba 
jusqu’au 6° de latitudo nord ... La ligne suivra 
onsuito lo parallölo 6° nord jusqu’au raöridien 35® 
est Groonwich, qu’elie romontera jusqu’au Nil blou. 

c) Und schliesslich der Vertrag mit dem Kongostaat 
vom 12. Mai 1894: 

His Majesty the King of the Bolgians, having 
rocognized tho British sphoro of influence, as laid 
down in tho Anglo-German Agreement of the 1*‘ 
July, 1890, Great Britain undertakes to givo to His 
Majesty a lease of territorios in tho wostern basin of 
the Nile, under the conditions specified in the follo- 
wing Articles: 

Articlo I. a) It is agreed that tho sphere of in- 
fluenco of tho Independent Congo State shall be 
limited to the north of the German sphero in East 
Africa by a frontior following tho 30th meridian east 
of Groonwich up to its intorsoction by the watorshed 
in a northerly and north-« esterly direction. — 
Obwohl nun Frankreich seinerseits erklärt hatte, dass es 
die englischen Verträge niemals anerkannt habe, und der 
Minister der Äusseren Angelegenheiten Hanotaux in der 
Senatssitzung vom 5. April 1895 gegen die Theorie des Sir 
Edward Grey Protest erhoben hatte, so machte England 1898 
nach Besetzung Faschodas trotzdem seino unbegründeten An- 
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Sprüche geltend und zwang das französische Expeditionscorps 
zura Rückzug, indem der Premier-Minister Lord Salisbury den 
französischen Gesandten, Baron von Courcel darauf hinwies: 
que le Sirdar [Kitchener] disposait do forces supörieures ä 
eellos du commandant Marchand et qu’il pouvait l’obliger ä 
se rotirer dovant lui.') Das bedeutete also dio Proclamiorung 
der offenen Gewalt gegenüber den berechtigten Ansprüchen 
Frankreichs! — 

Das einzigo Mittel, Gebietsteilen der Interessensphäre und 
des Hinterlandes auch dritten Staaten gegenüber völkerrecht- 
liche Anerkennung zu verschaffen, bostoht somit darin, dass 
man nach den Artikeln 34 und 35 der Berliner Kongoakte 
entsprechend vorgeht, d. h. das betreffende Gebiet entweder 
occupiert, also Territorialgewalt ausübt, oder die Protektorats- 
übernahme zur allgemeinen Kenntnis bringt. Nur soweit 
dioson von den Vertragsmächten der Kongoakte aufgestellten 
Forderungen in der einen oder andern Weise genügt ist, 
kann das Kolonialgebiet als einer Macht rechtlich alloin ge- 
hörig bezeichnet und ihm die daraus entstehenden Rechte des 
Staatsgebietes zugobilligt werden. 2 ) 

§ 6. Die „Neutrale Zone“. 

Ein der Abgrenzung von Interessensphäre und Hinterland 
verwandtes Vorgehen, Grenzstreitigkoiten bei Gelegenheit 
aussoreuropäischer Gebietserwerbungen hintanzuhalten und 

1) Döpeche du Baron de Courcel, en dato du 12 Octobre 1898. 
— Livre jauue, 1895. Affaires du Haut-Nil et du Bahr-el-Ghazal, S. 24. 

2) Vgl. Ullmann, S. 189: Eiue Berufung auf Priorität kaun 
gegenüber dritten Staaten, welche gleichfalls ihre kolonisatorischen 
Uuternehniungeu auf das reservierte Gebiet auszudebnen beabsichtigen, 
nur dann wirksam stattfinden, wenn dio betreffenden Gebietsteile 
effectiv occupiert sind und die Oceupatiou oder mindestens der Ab- 
schluss eines Schutzvertrages den Mächten notificiert ist. 
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gewisse Gobiete vorläufig von einer Beeinflussung der Kolo- 
nialmächte auszuschliossen, bildet die vcrtragsmässige Einigung 
betreffs einor sogenannten „Neutralen Zono“. Eine derartige 
Vereinbarung ist hauptsächlich zwischen Deutschland und 
England iin Jahre 1888 über Gebiete im Nordwesten von 
Togo getroffen worden. Beide Teile verpflichteten sich, auf 
Erwerbungen von Protektoratsrechten oder Geltendmachung 
ausschliesslichen Einflusses in der neutralen Zone zu ver- 
zichten. In dem Vertrage sind also ähnliche Bestimmungen 
enthalten, wie in denen über Abgrenzung einer Interessen- 
sphäre. Und in der Tat ist das Wesen der neutralen Zone 
dasselbe wie bei der Interessensphäre und dem Hinterlande. 
Während aber dort die einem joden Staate vorbehaltenen 
Gobiete bestimmt werden, setzen hier mehrere Staaten eine 
gemeinsame „Kollectivinteressensphäre“ *) fest. Die rechtliche 
Stellung der neutralen Zone richtet sich nach den jeweiligen 
Verhältnissen und wird sich bald mehr dem Begriff der Inter- 
essensphäre, bald dem des Hinterlandes zuneigen. 

Die Einigung über eine neutrale Zone ist ebenfalls nur 
für die Vertragsstaaten verbindlich. Dritten Mächten steht 
nichts im Wego, ihrerseits dort ihren Einfluss geltond zu 
machen. Im „Deutschen Reichsanzeiger“ vom 7. November 
1894 Nr. 263 wird z. B. betreffs der neutralen Zono im Nord- 
westen von Togo die amtliche Erklärung abgegeben, dass die 
in der neutralon Zone lebenden Häuptlinge nicht verhindert 
seien, sich in den Schutz einer dritten Macht zu Stollen, und 
dass daher ein Agent dorthin entsandt sei, um ira Aufträge 
beider Regierungen den Häuptlingen das Versprechen abzu- 
nohmon, sich nicht in den Schutz einor dritten Macht zu be- 
ll Vgl. Gareis, Col.-R., S. 4. 
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geben. Erst durch dieso Art von Verträgen wurden also für 
die beiden Mächte Prioritätsansprüche etwaigen ähnlichen An- 
sprüchen Dritter (hier z. B. Frankreich) gegenüber begründet. 

Dass die neutrale Zone der beliebigen Verfügung beider 
Vertragsstaaten unterliegt und jederzeit von ihnen aufgeteilt 
werden kann, darüber kann kein Zweifel bestehen. Ob dann 
daraus zwei Interessensphären gebildet oder die jedem der 
Kontrahenten zugewiesonen Gebiete dem Schutzgebiet ein- 
verleibt werden, ist jeder Regierung überlassen und wird sich 
nach dem jeweiligen Stande der vorgeschrittenen Occupation 
zu richten haben. Dafür wie die Aufteilung geschieht, welche 
Gesichtspunkte dabei massgebend sind, gelten dieselben Regeln, 
wie bei der Abgrenzung der Interessensphären und des Hinter- 
landes; auch bei der Aufteilung oiner neutralen Zone, wie 
sie im Vertrage vom 14. November 1899 zwischen Deutsch- 
land und England stattfand, begründeten die seiner Zeit von 
Deutschland abgeschlossenen Verträge mit den Häuptlingen 
Prioritätsrechte gegenüber England. 

HI. 

§ 7. Schlussbemerkung. 

Blicken wir noch einmal zurück auf das Vorgehen, durch 
Abgrenzung von Interessensphären und Hinterland sich gewisse 
Ansprüche auf gewaltige, zum Teil noch unerforschte und un- 
bekannte Gebiete zu sichern, so kann dessen Bedoutung für 
den internationalen Verkehr ebensow r onig vorkannt worden, wie 
die Zweckmässigkeit, sich auf dieso Weiso über die friedliche 
Verteilung von Ländergebioten zu einigen. Und in der Tat, 
im Vergleich zu den Theorien früherer Jahrhunderte, die aus 
den geringfügigsten Gründen und aus rechtlich vollkommen 
bedeutungslosen Moinenton masslose Ansprüche auf Kolonial- 
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gebiete herzuleiton goneigt waren, und die sogar durch eine 
einzige geographische Linie eine unbekannte, kaum geahnte 
Welt unter zwei Staaten zu toilon vermochten, ist das heutige 
mehr entwickelte Teilungsverfahren bezüglich der herrenlosen 
Länder als ein erfreulicher Fortschritt auf dem Gebiote inter- 
nationaler Rechtsordnung zu begrüsson. Die allgemeine Be- 
tätigung der Kulturstaaten an dor Erschliessung fremder Erd- 
teile, der gesteigerte Verkohr, und das damit verbundene und 
dadurch hervorgerufeno Bedürfnis nach oinhoitlichcr völker- 
rechtlicher Regelung haben die Institute der Interessensphäre 
und des Hinterlandes ausgebildet, und bei ihrer Anwendung 
zwecks ungefährdeter und vertragsmässig eingeräumter allmäh- 
licher Verstaatlichung von Kolonialländorn haben sie sich als 
nützliche, unentbehrliche Vülkerrechtsnormen bewährt. Gerade 
der völkerrechtliche Vortrag erscheint hier als das gooignotsto 
Mittel, durch wolches jene ungeheuron Territorien, an deren 
Verstaatlichung vorerst noch nicht zu donkon ist, für eine 
spätere Occupation seitens der Vertragsmächte reserviert werden. 
Und wonn schon einem solchen Gebiote rechtlich auch noch 
die Eigenschaften eines territorium nullius anhafton, so be- 
wirkt doch andrerseits die vortragsmässige Begronzung und 
Sicherung desselben gegenüber den benachbarten und also 
nur allein in Botracht kommenden Kolonialmächten, dass 
irgend wolcho Eingriffe dritter Staaten zur tatsächlichen Un- 
möglichkeit gemacht werden. Das für eine gedeihliche und 
ungestörto Fortentwickelung des verstaatlichten Küstenlandes 
notwendige Binnenland ist so geschaffen, ohne dass für 
dessen Gewinnung grosse Kosten verursacht odor für seine 
Sicherstellung bedeutende Aufwondungen erforderlich wären. 
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